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1 Ausgangslage  

1.1 Forderungen des Postulats  
Am 15. April 2024 überwies der Kantonsrat das Postulat KR-Nr. 92/2023 betreffend «Kanto
naler Massnahmenplan gegen Rassismus» an den Regierungsrat. Das Postulat fordert den 
Regierungsrat auf, «in enger Zusammenarbeit mit den bestehenden staatlichen (Eidgenös
sische Kommission gegen Rassismus, Kantonale Fachstelle Integration, Kantonale Fach
stelle Gleichstellung und weitere) und zivilgesellschaftlichen Stellen (Zürcher Anlaufstelle 
gegen Rassismus und weitere) einen Massnahmenplan gegen Rassismus zu erarbeiten.»  
Dabei sollen insbesondere folgende Massnahmen geprüft werden:  

− Aufbau einer Fachstelle gegen Rassismus  

− Datenerhebung und statistische Analysen  

− Einfachere Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden  

− Stärkere Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen  

− Präventive Massnahmen und Sensibilisierung in verschiedenen Bereichen des ge
sellschaftlichen Zusammenlebens  

− Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung  
 

Als Begründung führt das Postulat das Diskriminierungsverbot in der Bundesverfassung an, 
welches auch den Kanton in die Pflicht nimmt. Gemäss den Postulantinnen und Postulanten 
hat der Kanton dieses Verbot bisher zwar «bestmöglich berücksichtigt und geachtet, aber 
keine aktive Bekämpfung von Rassismusvorfällen wahrgenommen, was negative Konse
quenzen für Betroffene hat».  
Im Weiteren verweist das Postulat auf den Jahresbericht der Eidgenössischen Kommission 
gegen Rassismus (EKR), der ein Wachstum an Beratungsanfragen und Beratungsfällen 
ausweist. Diese Zunahme an Fällen fordere ein proaktives und präventives Handeln des 
Kantons Zürich und zeige auf, dass Beratungen – wie sie auf institutioneller Ebene im Kan
ton hauptsächlich die ZüRAS (Zürcher Anlaufstelle Rassismus) anbiete – nicht ausreichten, 
«um rassistische Diskriminierung effizient und über einen längeren Zeitraum […] zu be
kämpfen».  
Mit der Überweisung des Geschäfts erhielt der Regierungsrat zwei Jahre Zeit zur Bearbei
tung des Postulats. Der vorliegende Bericht ist Teil dieser Bearbeitung.  
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1.2 Zum vorliegenden Bericht  

1.2.1 Einbettung und Funktion  
Dem Regierungsrat des Kantons Zürich ist der Schutz vor Diskriminierung ein grosses An
liegen. Aus diesem Grund hat er sich für die Legislaturperiode 2023 – 2027 im Politikbereich 
«Gesellschaft und soziale Sicherheit» zum Ziel gesetzt, einen Aktionsplan zur Umsetzung 
von Massnahmen gegen Diskriminierung, kurz: Massnahmenplan Diskriminierungsschutz 
(MPD), zu erarbeiten (Regierungsratsziel [RRZ] 5b in den Richtlinien der Regierungspolitik 
2023 – 2027, [RRB Nr. 871/2023]1).  
Mit der Koordination der Arbeiten am MPD und der Gesamtleitung des betreffenden Pro
jekts wurde die Koordinationsstelle Teilhabe2 der Direktion der Justiz und des Innern (JI) be
traut. Das Projekt umfasst verschiedene Teilprojekte zu unterschiedlichen Diskriminierungs
formen, darunter auch Rassismus (zu den Begriffsdefinitionen hier und im Folgenden vgl. 
Ziff. 2.1 «Begriffsklärung»). Die Ergebnisse der Teilprojekte werden im Gesamtprojekt zu
sammengeführt und Querschnittsthemen wie Intersektionalität gemeinsam bearbeitet. Ziel 
ist es, die Massnahmen möglichst gut aufeinander abzustimmen und möglichst wirkungsvoll 
auszugestalten. Die Verantwortung für das Teilprojekt «Rassistische Diskriminierung» liegt 
bei der Fachstelle Integration3 der JI. Sie hat, gestützt auf die kantonale Integrationsverord
nung (IntV. LS 172.8)4 und die von Bund und Kantonen gemeinsam beschlossenen Kanto
nalen Integrationsprogramme (KIP)5, den Auftrag, einen konstruktiven Umgang mit Vielfalt 
in der Gesellschaft zu fördern und den Schutz vor rassistischer Diskriminierung zu stärken.  
Vor diesem Hintergrund hat der Regierungsrat das Postulat KR-Nr. 92/2023 betreffend 
«Kantonaler Massnahmenplan gegen Rassismus» der Fachstelle Integration zur Bearbei
tung zugewiesen. Im vorliegenden Fachbericht, der dem Regierungsrat zur Beantwortung 
des Postulats dienen soll, nimmt die Fachstelle Integration die vom Postulat verlangte Prü
fung der unter Ziff. 1.1 aufgeführten Massnahmen vor und schätzt deren Relevanz für den 
Kanton ein. Der Fachbericht legt den (rechtlichen) Kontext dar, zeigt auf, welche Vorkehrun
gen zur Rassismusprävention und -bekämpfung der Kanton bereits getroffen hat und wo in 
Bezug auf die Forderungen des Postulats noch Herausforderungen und Optimierungspoten
zial bestehen. Der Fokus des Fachberichts liegt auf der kantonalen Verwaltung, die auf
grund ihres verfassungs- und menschenrechtlichen Auftrags eine Verpflichtung zum Schutz 
der Bevölkerung vor (rassistischer) Diskriminierung hat, bzw. auf Massnahmen, die in den 
kantonalen Zuständigkeitsbereich fallen.  
Des Weiteren macht der Fachbericht Vorschläge für Ziele und Massnahmen, die als Grund
lage für die Erarbeitung des vom Postulat geforderten kantonalen Massnahmenplans gegen 
Rassismus (MPR) dienen können. Die Fachstelle Integration unterstützt die Erarbeitung 

 
1 Vgl. RRZ 5b | Kanton Zürich  
2 Vgl. Koordinationsstelle Teilhabe | Kanton Zürich  
3 Vgl. Fachstelle Integration | Kanton Zürich  
4 § 2 Abs. 2 der Verordnung hält explizit fest: «[Die Fachstelle] bekämpft die Diskriminierung von 
Menschen auf Grund ihrer Staatsangehörigkeit oder Herkunft». Abs. 1 lautet etwas allgemeiner: «Die 
Fachstelle fördert das einvernehmliche Zusammenleben der schweizerischen und ausländischen 
Wohnbevölkerung in gegenseitiger Achtung und Toleranz.»  
5 Vgl. Kantonale Integrationsprogramme und Integrationsagenda Schweiz  

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/richtlinien-der-regierungspolitik-2023-2027/gesellschaft-und-soziale-sicherheit/rrz-5/rrz-5b.html
https://www.zh.ch/de/direktion-der-justiz-und-des-innern/statistisches-amt/teilhabe.html
https://www.zh.ch/de/direktion-der-justiz-und-des-innern/fachstelle-integration.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/integration-einbuergerung/integrationsfoerderung/kantonale-programme.html
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eines solchen Massnahmenplans als Mittel zur Prävention und Bekämpfung von Rassismus 
und geht davon aus, dass sie auch im Sinne des Regierungsrates ist bzw. dessen laufende 
Arbeiten sinnvoll ergänzt (vgl. die Ausführungen zum RRZ 5b oben).  

1.2.2 Entstehung und Quellen  
Der vorliegende Fachbericht wurde von der Fachstelle Integration in enger Abstimmung mit 
der für die Erarbeitung des Massnahmenplans Diskriminierungsschutz (MPD) zuständigen 
Koordinationsstelle Teilhabe und der Fachstelle Gleichstellung der JI sowie weiteren rele
vanten Stellen innerhalb und ausserhalb der kantonalen Verwaltung erarbeitet.  
Die Fachstelle Integration stützte sich dabei im Wesentlichen auf folgende Quellen:  

− Eine im Rahmen der Initialisierungsphase des Projekts zur Erarbeitung des MPD 
durchgeführten Bestands- und Bedarfserhebung, ergänzt durch vertiefende Inter
views mit ausgewählten Verwaltungsmitarbeitenden und weiteren Stellen;  

− die Berichterstattung der Zürcher Anlaufstelle Rassismus (ZüRAS) zuhanden der 
Fachstelle Integration, die Tätigkeitsberichte der Ombudsstelle des Kantons Zürich 
sowie nationale und kantonale Erhebungen und Statistiken, welche Rückschlüsse 
auf das Phänomen Rassismus zulassen;  

− die Rückmeldungen des Kantons Zürich zu den Staatenberichten an die Europäi
sche Kommission gegen Rassismus und Intoleranz («European Commission against 
Racism and Intolerance», ECRI) und an den UNO-Ausschuss zur Beseitigung ras
sistischer Diskriminierung («Commission on the Elimination of All Forms of Racial 
Discrimination», CERD).  
 

Des Weiteren hat die Fachstelle Integration den Menschenrechts- und Diskriminierungs
schutzexperten Tarek Naguib beauftragt, die Forderungen des Postulats aus Expertensicht 
zu kommentieren und fachliche Grundlagen zur Beantwortung des Postulats bereitzustellen. 
Die aus Sicht der Fachstelle Integration wesentlichen Inhalte dieses Expertenberichts wur
den in kondensierter Form und in eigenen Worten in den vorliegenden Fachbericht über
nommen. Der Expertenbericht steht Interessierten online zum Herunterladen zur Verfü
gung.6  
Schliesslich sind auch die Rückmeldungen des «Sounding Boards» (Resonanzgruppe) in 
den Bericht eingeflossen, welches die Fachstelle Integration im Erarbeitungsprozess unter
stützt hat. In der Gruppe waren zehn Personen aus Politik, Zivilgesellschaft und Wissen
schaft vertreten, die sich in ihrer jeweiligen Funktion mit dem Thema Rassismus befassen. 
Die Liste mit den Namen der Sounding-Board-Mitglieder befindet sich im Anhang (vgl. 
Ziff. 5.1).  

1.2.3 Aufbau und Reihenfolge  
Der Fachbericht gliedert sich in fünf Teile (Kapitel), inklusive Ausgangslage (Kapitel 1) und 
Anhang (Kapitel 5). Im Hauptteil des Fachberichts (Kapitel 0) werden die im Postulat er
wähnten Massnahmen bzw. die mit den Massnahmen angesprochenen Handlungsfelder 

 
6 Vgl. Grundlagen für eine kantonale Politik zur Bekämpfung von Diskriminierung.  

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/migration-integration/integrationsberatung-foerderung/f%C3%B6rderbereiche/grundlagen_fuer_eine_kantonale_politik_zur_bekaempfung_von_diskriminierung_tarek_naguib.pdf
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untersucht und, basierend auf der Untersuchung, Schlussfolgerungen für die Ausrichtung 
des künftigen Massnahmenplans gegen Rassismus im jeweiligen Handlungsfeld gezogen. 
Für jede der sechs zu prüfenden Massnahmen bzw. jedes zugehörige Handlungsfeld wurde 
ein Unterkapitel erstellt.  
Die Unterkapitel sind wie folgt aufgebaut:  

− Zu Beginn jedes Unterkapitels werden die zentralen Erkenntnisse aus dem Exper
tenbericht Naguib zur jeweiligen Massnahme bzw. zum jeweiligen Handlungsfeld 
dargestellt (Abschnitt «Erkenntnisse aus dem Expertenbericht»).  

− Danach werden die Strukturen und Aktivitäten des Kantons, die im jeweiligen Hand
lungsfeld bereits bestehen, beleuchtet (Abschnitt «Aktuelle Situation im Kanton Zü
rich») und unter Berücksichtigung des Expertenberichts sowie der weiteren, unter 
Ziff. 1.2.2. genannten Quellen auf einen möglichen Optimierungsbedarf hin analy
siert (Abschnitt «Herausforderungen und Optimierungspotenzial»).  

− Abschliessend werden für jedes Handlungsfeld Ziele und Massnahmen formuliert, 
die aus fachlicher Sicht geeignet sind, die festgestellten Herausforderungen anzuge
hen, und die daher in den Massnahmenplan gegen Rassismus (MPR) aufgenom
men werden sollten (Abschnitt «Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR»).  
 

Die Darstellung der aktuellen Situation im Kanton Zürich gibt einen Überblick über die Mass
nahmen gegen rassistische Diskriminierung, die der Kanton gegenwärtig umsetzt, und über 
die Zuständigkeiten im jeweiligen Handlungsfeld. Sie fokussiert auf die nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand der Fachstelle Integration wesentlichen Strukturen und Aktivitäten und erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Ziel ist es, die im Postulat geforderten Massnahmen in 
den kantonalen Kontext einzubetten, um ihre Relevanz vor diesem Hintergrund besser ein
schätzen zu können.  
Bei den in Kapitel 3 formulierten Zielen und Massnahmen handelt es sich um Empfehlungen 
zuhanden des Regierungsrates. Sie sollen als Leitplanken für die partizipative Erarbeitung 
des künftigen Massnahmenplans gegen Rassismus dienen. Dabei ist zu beachten, dass im 
Rahmen des Legislaturziels 5b ein übergeordneter Massnahmenplan Diskriminierungs
schutz erarbeitet wird (vgl. Ziff. 1.2.1 ) und einzelne der hier angedachten Massnahmen 
möglicherweise darin aufgenommen werden.  
Um Wiederholungen zu vermeiden und die Querverweise zwischen den Unterkapiteln auf 
ein Minimum zu reduzieren, werden die zu prüfenden Massnahmen in einer vom Postulat 
abweichenden Reihenfolge behandelt. Zu Beginn werden diejenigen Handlungsfelder bzw. 
Themen beleuchtet, die für das Verständnis der weiteren Ausführungen fundamental sind, 
namentlich die Rechts- sowie die Datengrundlagen. Danach wendet sich der Bericht der in
stitutionell-organisatorischen Verankerung der Antirassismusarbeit im Kanton zu, und zwar 
mit Blick auf zivilgesellschaftliche wie auch auf staatliche Akteurinnen und Akteure.  
Somit ergibt sich folgender Aufbau des Kapitels 3:  

− 3.1 «Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung»  

− 3.2 «Einfachere Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden»  

− 3.3 «Datenerhebung und statistische Analysen»  
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− 3.4 «Präventive Massnahmen und Sensibilisierung in verschiedenen Bereichen des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens»  

− 3.5 «Stärkere Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen»  

− 3.6 «Aufbau einer Fachstelle gegen Rassismus»  
 

Für die Lektüre des vorliegenden Berichts sei darauf hingewiesen, dass zwischen den im 
Postulat erwähnten Massnahmen bzw. Handlungsfeldern teilweise grosse Überschneidun
gen bestehen, was sich in teils ähnlich formulierten Zielen und Massnahmen widerspiegelt. 
Im Zuge der Erarbeitung des Massnahmenplans gegen Rassismus empfiehlt die Fachstelle 
Integration daher, die Zusammenführung einzelner Handlungsfelder einschliesslich der zu
gehörigen Ziele und Massnahmen zu prüfen.  
Um den Lesenden das Verständnis der Ausführungen in Kapitel 0 zu erleichtern, wird die
sem ein Kapitel 2 vorangestellt, in welchem die Begrifflichkeiten geklärt und der politische 
und gesellschaftliche Kontext des Themas erläutert werden.  
Ein Fazit (Kapitel 4) rundet den Bericht ab.  
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2 Kontext  

2.1 Begriffsklärung  
Der vorliegende Fachbericht orientiert sich an den Begriffsbestimmungen der Fachstelle für 
Rassismusbekämpfung des Bundes (FRB)7 sowie an den Ausführungen zu den Begriffen im 
Expertenbericht Naguib8.  
Demnach wird Rassismus als Ideologie und/oder Praxis verstanden, die Menschen auf
grund ihrer äusseren Erscheinung (Physiognomie) und/oder ihrer tatsächlichen oder zuge
schriebenen ethnischen, nationalen oder religiösen Zugehörigkeit einteilt und hierarchisiert. 
Das heisst, Rassismus entsteht durch die Einteilung von Menschen in Gruppen, denen be
stimmte Eigenschaften zugeschrieben werden. Bei diesen Eigenschaften handelt es sich 
um nicht oder nur schwer aufgebbare Identitätsmerkmale. Durch die kollektive Zuschrei
bung negativer Eigenschaften werden einige Gruppen und deren Angehörige pauschal als 
minderwertig klassifiziert, während andere durch die kollektive Zuschreibung positiver Ei
genschaften ebenso pauschal als überlegen dargestellt werden. Rassismus bewirkt insofern 
eine Herabwürdigung oder Ausgrenzung der betroffenen Person oder Personengruppe und 
untergräbt deren Menschenwürde. Der Prozess der Zuschreibung und Verankerung von 
Unterschieden aufgrund rassistischer Vorstellungen wird auch als «Rassifizierung» be
zeichnet.  
Rassismus zeigt sich nicht nur in individuellen Einstellungen und Verhaltensweisen, son
dern auch in kollektiven Vorstellungen, Wahrnehmungen und Praktiken. Er ist historisch ge
wachsen und wirkt über gesellschaftliche Normen, Werte und Routinen (Handlungsmuster 
und Abläufe), rechtliche Regelungen und Institutionen in der Gegenwart fort. Man spricht in 
diesem Zusammenhang auch von strukturellem bzw. institutionellem Rassismus.  
Rassistische Diskriminierung liegt vor, wenn ein Mensch oder eine Gruppe von Men
schen wegen tatsächlicher oder zugeschriebener Merkmale wie Herkunft, Hautfarbe oder 
Religion benachteiligt wird, wobei es unerheblich ist, ob die Benachteiligung beabsichtigt 
oder unbeabsichtigt geschieht. Rassistische Diskriminierung kann direkt sein – wenn eine 
Person aufgrund ihrer (zugeschriebenen) Gruppenzugehörigkeit effektiv schlechter behan
delt wird als andere Personen – oder indirekt – wenn scheinbar neutral formulierte Regeln 
oder Verfahren (z. B. ein Verbot religiöser Symbole in Spitälern) in ihrer Wirkung bestimmte 
Personengruppen benachteiligen.  
Rassistische Diskriminierung betrifft vor allem Angehörige von Gruppen, die im Verlauf ihrer 
Geschichte systematisch ausgegrenzt und abgewertet wurden und/oder gegenwärtig von 
gesellschaftlicher Ausgrenzung und Abwertung betroffen sind. Sie wird in der Wissenschaft 
deshalb wesentlich als Folge von überkommenen und gesellschaftlich fest verankerten 
Machtungleichgewichten verstanden. Rassistische Diskriminierung bzw. Rassismus tritt je 
nach Gruppe und Kontext in unterschiedlichen Formen auf, so unter anderem als anti-

 
7 Vgl. das Glossar auf der FRB-Homepage.  
8 Vgl. Expertenbericht Naguib, S. 10 ff.  

https://www.edi.admin.ch/edi/de/home/fachstellen/frb/glossar.html#%3A~%3Atext%3DRassismus%20bezeichnet%20eine%20Ideologie%20und%2Creligi%C3%B6sen%20Zugeh%C3%B6rigkeit%20einteilt%20und%20hierarchisiert
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Schwarzer9 Rassismus, antimuslimischer Rassismus, Rassismus gegenüber Jenischen, 
Sinti/Manouches (bzw. antiromanischer Rassismus)10, antislawischer oder anti-migranti
scher Rassismus11. Auch der gegen jüdische Menschen gerichtete Antisemitismus wird in 
diesem Bericht als spezifische Form von Rassismus verstanden12 und im künftigen Mass
nahmenplan entsprechend mitberücksichtigt13.  
Rassistische Diskriminierung tritt nicht selten in Verbindung mit Diskriminierung aufgrund 
weiterer Benachteiligungsfaktoren auf. Wenn Personen wegen mehreren tatsächlichen oder 
zugeschriebenen Merkmalen benachteiligt werden – z. B. wegen ihrer Herkunft und ihrer 
Religion, ihrer Hautfarbe und ihrer sozialen Stellung oder ihrer Sprache und ihres Ge
schlechts – spricht man von mehrdimensionaler Diskriminierung, die als Mehrfachdis
kriminierung oder intersektionale Diskriminierung auftreten kann.14  
Rassismusprävention und -bekämpfung, im vorliegenden Bericht auch als Antirassis
musarbeit bezeichnet, haben zum Ziel, rassistische Diskriminierung zu verhindern, zu be
kämpfen sowie betroffene Personen zu schützen und zu unterstützen. Typische Massnah
men sind unter anderem die Beratung von Betroffenen, die Sensibilisierung der Öffentlich
keit und die Überprüfung und Weiterentwicklung von institutionellen Abläufen.  

2.2 Rassismus in Zahlen  
Wie auch die FRB in ihrem Glossar festhält, ist Rassismus ein gesamtgesellschaftliches 
Problem, das alle Lebensbereiche betrifft. Er tritt auf individueller, struktureller und institutio
neller Ebene auf, wobei sich die Ebenen überschneiden bzw. die Rassismen gegenseitig 
verstärken können. Rassismus beeinträchtigt nicht nur das Wohlbefinden und die Chancen
gleichheit der Betroffenen, sondern auch das Zusammenleben und den Zusammenhalt in 
der Bevölkerung. Das zeigen auch die statistisch erfassten Zahlen auf Bundes- sowie auf 
kantonaler Ebene.  
Gemäss der landesweiten Erhebung «Zusammenleben in der Schweiz» (ZidS), die das 
Bundesamt für Statistik (BFS) jährlich durchführt, betrachteten im Jahr 2024 fast zwei Drittel 
(62 Prozent) der Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz Rassismus als ernste gesell
schaftliche Herausforderung.15 Seit 2020 zeigt die ZidS-Erhebung eine Zunahme negativer 

 
9 Das Wort «Schwarz» wird im rassismuskritischen Sprachgebrauch bewusst grossgeschrieben, um 
zu kennzeichnen, dass es sich nicht um eine Farbbezeichnung handelt, sondern um eine soziale Po
sitionierung in einem gesellschaftlichen Machtverhältnis.  
10 Der Begriff «Antiziganismus» wird zwar noch häufig verwendet. Er basiert aber auf einer rassisti
schen Fremdbezeichnung und wurde im vorliegenden Text deswegen durch die genannten Bezeich
nungen ersetzt.  
11 Beispielsweise gegenüber Arbeitsmigrantinnen und -migranten aus Italien, Spanien etc.  
12 In der Forschung wird Antisemitismus teils als spezifische Form des Rassismus verstanden, teils 
als eigenständige Ideologie mit eigenen Funktionslogiken (z. B. Projektion von Überlegenheit statt 
Unterlegenheit). Beide Perspektiven gelten heute als anschlussfähig.  
13 Vgl. dazu auch den Bericht des Regierungsrates zum Postulat KR-Nr. 69/2024 betreffend «Akti
onsplan gegen Antisemitismus und Rassismus an Schulen» vom 26 Februar 2025 (KR-Nr. 
69a/2024), S. 6.  
14 Für die Differenzierung der letzten beiden Begriffe vgl. Expertenbericht Naguib, S. 18 f.  
15 Vgl. Ergebnisse der Erhebung ZidS von 2024  

https://www.bfs.admin.ch/bfs/rm/home.gnpdetail.2025-0559.html#%3A~%3Atext%3DDer%20Anteil%20der%20Bev%C3%B6lkerung%20mit%2CWebsite%20im%20Themenbereich%20Zusammenleben%20verf%C3%BCgbar.
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Einstellungen gegenüber bestimmten Bevölkerungsgruppen wie ausländischen, Schwarzen, 
jüdischen und muslimischen Personen.16 Parallel dazu berichten immer mehr Menschen 
von eigenen Diskriminierungserfahrungen: 2024 gaben 17 Prozent der Wohnbevölkerung 
oder rund 1.2 Millionen Menschen zwischen 15 und 88 Jahren in der Schweiz an, in den 
letzten fünf Jahren rassistische Diskriminierung erfahren zu haben. Damit sind sowohl die 
diskriminierenden Einstellungen als auch die Diskriminierungserfahrungen, wie sie vom BFS 
in der ZidS-Erhebung erfasst werden, seit Beginn der Erhebungen im Jahr 2010 deutlich an
gestiegen. Besonders häufig betroffen sind einerseits junge Menschen und andererseits 
Personen mit Migrationshintergrund.17  
Auch für den Kanton Zürich liegen Zahlen vor: So gaben in der ZidS-Befragung von 2023, 
die einen Fokus auf das Thema rassistische Diskriminierung legte, 45,6 Prozent der Zürcher 
Bevölkerung an, bereits rassistische Diskriminierung beobachtet zu haben – mehr als im na
tionalen Durchschnitt (43,4 Prozent). Ergänzend dazu verdeutlicht die Erhebung, dass im 
Kanton Zürich Identitätsmerkmale wie Herkunft bzw. Nationalität, Hautfarbe, Religion, Spra
che (Dialekt oder Akzent) häufiger als Grund für Diskriminierung genannt werden als im na
tionalen Durchschnitt («Nationalität»: Kanton Zürich: 50,4 Prozent, Schweiz: 39,6 Prozent; 
«Sprache, Dialekt oder Akzent»: Kanton Zürich: 32 Prozent, Schweiz: 25.5 Prozent).18  
Laut der Omnibus-Erhebung 2023 des BFS zur Internetnutzung19 gaben 24 Prozent der In
ternetnutzenden in der Schweiz an, im Internet auf rassistische Inhalte zur ethnischen Her
kunft gestossen zu sein. Im Kanton Zürich waren es 27 Prozent. Bei Religion oder Weltan
schauung lag der schweizweite Durchschnitt bei 24 Prozent, gegenüber 26 Prozent im Kan
ton Zürich.20 
Zudem wurden 2024 bei der ZüRAS 235 Beratungsfälle mit rassistischem Bezug erfasst 
(2023: 174). Schweizweit wurden vom Beratungsnetz für Rassismusopfer 1'211 Fälle doku
mentiert – doppelt so viele wie nur drei Jahre zuvor.21 Der Bildungsbereich war mit 230 Fäl
len schweizweit am häufigsten betroffen. Dies entspricht dem Bild im Kanton Zürich, wo mit 
50 Fällen die meisten Meldungen aus dem Bildungsbereich stammten. Die Arbeitswelt war 
schweizweit mit 169 Fällen ebenfalls stark betroffen (Kanton Zürich 35 Fälle). Fasst man 
alle Fälle zusammen, die in direktem oder indirektem Zusammenhang mit staatlichen Stel
len standen, so waren es auf nationaler Ebene insgesamt 394. Im Kanton Zürich waren in 
fast der Hälfte der bei ZüRAS registrierten Fälle (114) staatliche Institutionen als diskriminie
rende Akteurinnen und Akteure direkt oder indirekt in den Vorfall involviert.  
Die dokumentierten Fälle umfassen die verschiedensten Arten, in denen sich Diskriminie
rung äussern kann, allen voran kommunikative Diskriminierung wie herabsetzende Äusse
rungen, Beschimpfungen oder Drohungen. Danach folgen Formen der Ausgrenzung wie 
Benachteiligungen, herabwürdigende Behandlungen und Mobbing. Auch Fälle rassistisch 

 
16 Vgl. Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz | Bundesamt für Statistik – BFS  
17 Vgl. Rassismus in Zahlen: Das Wichtigste in Kürze sowie die dort verfügbaren Broschüren «Ras
sismus in der Schweiz: Zahlen, Fakten, Handlungsbedarf» und «(Rassistische) Diskriminierung – Re
aktion, Folgen, Unterstützung»  
18 Unveröffentlichte Auswertung des Statistischen Amts Zürich (STAT) der Daten zum Kanton Zürich 
aus der ZidS-Erhebung (vgl. Abschnitt 0.).  
19 Vgl. Fälle von Hassrede 2023 | Diagramm  
20 Gemäss der unveröffentlichten Auswertung des STAT für den Kanton Zürich. 
21 Vgl. Beratungsnetz für Rassismusopfer  

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/erhebungen/zids.html
https://www.rassismus-in-zahlen.admin.ch/de
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2025/03/25/b49e21d3-0da6-4520-96b3-11add3f6b974.pdf
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2025/03/25/b49e21d3-0da6-4520-96b3-11add3f6b974.pdf
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2025/03/25/fc8256b9-78a6-4144-9586-cae8203d6af0.pdf
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2025/03/25/fc8256b9-78a6-4144-9586-cae8203d6af0.pdf
https://www.bfs.admin.ch/bfs/en/home.assetdetail.29605629.html
https://www.network-racism.ch/rassismusberichte
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motivierter Gewalt wurden erfasst. In schwerwiegenden Fällen – etwa bei Aufrufen zu Hass, 
öffentlicher Herabwürdigung oder Verweigerung einer Dienstleistung – kann rassistische 
Diskriminierung nach Art. 261bis des Strafgesetzbuches (StGB, SR 311.0) geahndet werden. 
Die Anwendung dieser Bestimmung bleibt jedoch auf gravierende Einzelfälle beschränkt. 
2024 wurden in der Schweiz 530 Strafanzeigen wegen rassistischer Diskriminierung im Zu
sammenhang mit der sogenannten Antirassismus-Strafnorm eingereicht22, davon 126 im 
Kanton Zürich23. Der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus (EKR) wurden im sel
ben Jahr 66 Fälle von Verfahren nach Art. 261bis übermittelt, wovon 54 zu einem Schuld
spruch führten.24  
Bei der Bewertung der Zahlen ist zu beachten, dass rassistische Diskriminierung deutlich 
häufiger beobachtet oder erlebt, als institutionell erfasst wird (z. B. von einer Beratungsstelle 
oder einer Behörde). Beispielhaft zeigt dies eine Erhebung unter Musliminnen und Musli
men: Von 2'471 befragten Personen, die Diskriminierung wahrnahmen, wandte sich ledig
lich eine Person an eine offizielle Stelle, um den Vorfall zu melden.25 Es ist also davon aus
zugehen, dass die dokumentierten Zahlen das tatsächliche Ausmass rassistischer Diskrimi
nierung nur unzureichend abbilden (vgl. Unterkapitel 3.2 «Einfachere Meldeverfahren bei 
den Strafverfolgungsbehörden»).  

2.3 Aktuelle politische Bestrebungen  
Selbst wenn weiterhin von hohen Dunkelziffern ausgegangen werden muss, weisen die prä
sentierten Daten darauf hin, dass das gesellschaftliche Bewusstsein für rassistische Diskri
minierung in den vergangenen Jahren gewachsen ist. Dazu beigetragen haben sowohl ver
schiedene Ereignisse mit globaler Ausstrahlung wie die Black-Lives-Matter-Bewegung oder 
der Nahost-Konflikt als auch die innerschweizerischen Auseinandersetzungen mit den Ver
strickungen des Landes in Sklavenhandel und Kolonialismus in Form von Ausstellungen 
und Publikationen. Schliesslich haben auch die Berichte internationaler Kommissionen wie 
der ECRI und des CERD26 sowie die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschen
rechte (EGMR) zu Polizeikontrollen und Racial Profiling27 das öffentliche Bewusstsein für 
die Problematik geschärft.  
Diverse Bestrebungen auf allen Staatsebenen zeigen, dass die Politik die Herausforderung 
erkannt hat und aktiv angeht. Im Zuge der Umsetzung der Motion 23.4335 der Staatspoliti
schen Kommission des Nationalrats betreffend eine Strategie und einen Aktionsplan gegen 
Rassismus und Antisemitismus hat die FRB einen nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 
und Antisemitismus erarbeitet, der am 5. Dezember 2025 vom Bundesrat verabschiedet 
wurde. Im Rahmen dieses Aktionsplans sollen die Vernetzung unter den relevanten Akteu
rinnen und Akteuren (insbesondere der kantonalen und kommunalen Fachstellen zum 
Thema) gestärkt und die Strategien und Massnahmen in den Kantonen und Städten 

 
22 Vgl. Statistik des BFS zu «Diskriminierung und Aufruf zu Hass StGB Art. 261bis: Straftaten, be
schuldigte und geschädigte Personen». 
23 Unveröffentlichte Auswertung der OSTA. 
24 Vgl. Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR): Übersicht der Fälle  
25 Vgl. Grundlagenstudie Antimuslimischer Rassismus – Kurzfassung  
26 Vgl. EKR: Empfehlungen des CERD  
27 Vgl. Erläuterte Schweizer EGMR-Fälle – humanrights.ch  

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home.assetdetail.36455963.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home.assetdetail.36455963.html
https://www.ekr.admin.ch/dienstleistungen/d277.html
https://backend.frb.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-rassismuszahlench-files/files/2025/03/19/e6dded1e-851f-4e0e-bba3-da95638fca1d.pdf
https://www.ekr.admin.ch/internationales/d607.html
https://www.humanrights.ch/de/ipf/rechtsprechung-empfehlungen/europ-gerichtshof-fuer-menschenrechte-egmr/erlaeuterte-schweizer-faelle/
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konsolidiert werden.28 Zugleich sind mehrere kantonale und städtische Verwaltungen daran, 
ähnlich lautende politische Aufträge umzusetzen, darunter die Stadtverwaltung Zürich, die 
vom Stadtrat beauftragt wurde, Massnahmen gegen Rassismus zu implementieren.29  
Auf kantonaler Ebene hat der Regierungsrat mit dem eingangs erwähnten RRZ 5b «Erarbei
tung eines Aktionsplans von Massnahmen gegen alle Formen von Diskriminierung» deutlich 
gemacht, dass er dem Thema Diskriminierung, einschliesslich rassistischer Diskriminierung, 
grosse Bedeutung beimisst. Dies unterstreichen auch die regierungsrätlichen Antworten auf 
verschiedene politische Vorstösse der letzten Jahre mit Bezug zum Thema «Rassismus». 
Zu erwähnen sind hier insbesondere das dringliche Postulat KR-Nr. 69/2024 betreffend 
«Aktionsplan gegen Antisemitismus und Rassismus an Schulen»30, die Postulate KR-Nr. 
377/2020 betreffend «Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen Hass
kommunikation»31 und KR-Nr. 286/2025 betreffend «Rassismus im Gesundheitswesen»32 
sowie die politischen Anfragen KR-Nr. 287/2025 betreffend «Vertrauen in die Polizei stär
ken»33 und KR-Nr. 11/2021 betreffend «’Racial Profiling’ und institutioneller Rassismus im 
Kanton Zürich»34.  

  

 
28 Vgl. Strategie und Aktionsplan gegen Rassismus und Antisemitismus  
29 Vgl. STRB Nr. 2409/2024 | Stadt Zürich  
30 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Aktionsplan gegen Antisemitismus und Rassismus an Schulen  
31 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen 
Hasskommunikation 
32 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Rassismus im Gesundheitswesen  
33 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Vertrauen in die Polizei stärken  
34 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | «Racial Profiling» und institutioneller Rassismus im Kanton 
Zürich  

https://www.frb.admin.ch/de/strategie-und-aktionsplan-gegen-rassismus-und-antisemitismus
https://www.stadt-zuerich.ch/de/politik-und-verwaltung/politik-und-recht/stadtratsbeschluesse/2024/Aug/stzh-strb-2024-2409.html
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=3b8c3626abe8462ab0cf1a995c43503e
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=4ef43e98c1344b839f69fec673dda848
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=dff339d0e028421ea8f624fbf2dae794
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=486b8846bb9444498ee15c5f78ac6696
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=486b8846bb9444498ee15c5f78ac6696
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3 Massnahmenprüfung  

3.1 Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor  
Diskriminierung  

3.1.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht35  
Im Postulat KR-Nr. 92/2023 wird die Prüfung der Verbesserung des rechtlichen Schutzes 
vor rassistischer Diskriminierung gefordert. Vor dem in der Schweiz und im Kanton Zürich 
bestehenden völker- und verfassungsrechtlichen Hintergrund (für Details vgl. Ziff. 3.1.2 «Ak
tuelle Situation im Kanton Zürich») umfasst dieser Schutz laut Expertenbericht die Gesamt
heit der rechtlichen Instrumente, die dazu dienen,  

− strukturelle, institutionelle und individuelle Diskriminierung zu verhindern, zu verrin
gern und zu beseitigen sowie  

− materielle und immaterielle Schäden, die den Opfern von Diskriminierung entstehen, 
zu kompensieren und zu sanktionieren.  

− Ferner sind auch gesetzliche Vorkehrungen, die zu einer konsequenteren Anwen
dung bzw. Befolgung des Rechts beitragen und/oder die es Geschädigten erleich
tern, zu ihrem Recht zu kommen, Teil dieser Instrumente.  
 

In der internationalen Forschung besteht Einigkeit darüber, dass ein gerechter und effektiver 
rechtlicher Schutz vor rassistischer Diskriminierung mehrere Elemente beinhaltet. Neben 
der Tragweite des Schutzes und den Rechten, die Diskriminierungsbetroffene haben, um 
ihren Schutz einzuklagen, gehören dazu auch verpflichtende Massnahmen zum Abbau insti
tutioneller Diskriminierung durch den Staat und durch Privatorganisationen. Wichtig sind fer
ner verpflichtende Massnahmen, die den gesamtgesellschaftlichen Rassismus in den Blick 
nehmen sowie Bestimmungen zu institutionellen Vorkehrungen.  
Die einzelnen Elemente des rechtlichen Rahmens sind dabei so auszugestalten, dass die 
Gesetze so gut wie möglich befolgt werden und Diskriminierungsbetroffene möglichst ein
fach zu ihrem Recht kommen. Dies setzt unter anderem voraus,  

− dass die gesetzlichen Regelungen bekannt sind (z. B. dem Verwaltungspersonal, 
das für einen diskriminierungsfreien Zugang zu den staatlichen Dienstleistungen sor
gen muss),  

− dass die Befolgung wie auch die Inanspruchnahme der Gesetze als vorteilhaft emp
funden werden und die Nichtbefolgung derselben angemessen sanktioniert wird.  

 
35 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 2A). Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden 
aus Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  



 
 

 
 
Seite 14/54 
 
 

− Zusätzlich erforderlich ist eine verbindliche Definition von (rassistischer) Diskriminie
rung.  
 

Gemessen an den von Fachleuten empfohlenen Standards weist das schweizerische Diskri
minierungsrecht erkennbare Lücken auf. Die Bundesverfassung enthält zwar ein allgemei
nes Diskriminierungsverbot; für das Diskriminierungsmerkmal ethnische Herkunft bzw. ras
sistische Zuschreibungen besteht jedoch bislang kein effektiver rechtlicher Rahmen zum 
Schutz vor staatlicher und privater Diskriminierung – etwa bei der Wohnungssuche oder im 
Arbeitsleben. Darüber hinaus stellen der Zugang zum bestehenden Recht sowie dessen An
wendung und Durchsetzung Herausforderungen dar (vgl. Unterkapitel 3.2 «Einfachere Mel
deverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden»).  
Diese Einschätzung des schweizerischen Diskriminierungsrechts wird durch internationale 
Beobachtungen gestützt. Sowohl die Europäische Kommission gegen Rassismus und Into
leranz (ECRI) als auch der UNO-Ausschuss zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung 
(CERD) empfehlen der Schweiz regelmässig, den Diskriminierungsschutz weiterzuentwi
ckeln – etwa durch ein umfassendes Antidiskriminierungsgesetz wie es auch die Eidgenös
sische Kommission gegen Rassismus (EKR) empfiehlt.36 Bislang wurde kein solches Ge
setz auf Bundesebene verabschiedet. Der Bundesrat wurde jedoch durch das Postulat Naef 
(12.3543) beauftragt, in einem Bericht die Potenziale des geltenden Bundesrechts zum 
Schutz vor Diskriminierung darzulegen sowie eine rechtsvergleichende Auslegeordnung zur 
Wirksamkeit der verschiedenen Rechtsinstrumente vorzunehmen, was als möglicher Impuls 
für künftige legislative Entwicklungen verstanden werden kann.37  
Unabhängig von den aufgezeigten Schwächen des Diskriminierungsschutzes auf Bundes
ebene verpflichtet das bestehende Völker- und Verfassungsrecht den Kanton Zürich laut 
Expertenbericht dazu, gesetzgeberische Vorkehrungen zu treffen, welche die Um- und 
Durchsetzung des Verbotes rassistischer Diskriminierung gewährleisten. Dem kantonalen 
Gesetzgeber stehen hierzu die Instrumente des Verfassungs- und Verwaltungsrechts zur 
Verfügung, über die die Behörden verpflichtet werden können,  

− Massnahmen zur Beseitigung, Verringerung, Verhinderung und Wiedergutmachung 
von staatlicher Diskriminierung oder Diskriminierung durch private Organisationen 
mit staatlicher Beteiligung zu ergreifen,  

− die Bekämpfung des gesamtgesellschaftlichen Rassismus zu fördern (vgl. Unterka
pitel 3.5 «Stärkere Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen») sowie  

− die hierfür erforderlichen Institutionen zu schaffen (vgl. Unterkapitel 3.6 «Aufbau ei
ner Fachstelle gegen Rassismus»).  
 

 
36 Vgl. EKR: Manifest für ein allgemeines Gleichbehandlungsgesetz in der Schweiz  
Im April 2025 wurde auf zivilgesellschaftlicher Ebene ein ausformulierter Entwurf für ein solches um
fassendes Antidiskriminierungsgesetz (ADG) veröffentlicht. Dieser schlägt vor, Gleichbehandlungs
grundsätze sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich rechtlich verbindlich zu verankern. 
Vgl. humanrights.ch – Dossier ADG  
37 Vgl. 12.3543 | Bericht zum Recht auf Schutz vor Diskriminierung | Geschäft | Das Schweizer Parla
ment  

https://www.ekr.admin.ch/publikationen/d119/1402.html
https://www.humanrights.ch/de/ipf/menschenrechte/diskriminierung/antidiskriminierungsgesetz/adg-vorschlag/?search=1
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20123543
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20123543
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Als effektive verwaltungsrechtliche Mittel zur Verbesserung des Diskriminierungsschutzes 
bewährt haben sich gesetzliche Verpflichtungen oder anderweitige verbindliche Vorgaben 
zur regelmässigen Untersuchung der Regeln, Aufbau- und Ablauforganisationen sowie der 
Geschäftsprozesse auf Diskriminierungsgefährdung hin. Auch polizei-, beschaffungs- und 
subventionsrechtliche Vorgaben mit ausdrücklichen Regeln zum Diskriminierungsverbot ha
ben sich gemäss Expertenbericht als zielführend erwiesen.  
Zusätzlich zu den erwähnten gesetzgeberischen Massnahmen ist es aus Expertensicht ge
boten, dass der Kanton Zürich ein Angebot von Anlaufstellen sicherstellt, die bekannt, leicht 
zugänglich und unabhängig sind und über die Kompetenz verfügen, interdisziplinär ausge
richtete Rechtsberatung für Individuen und Organisationen anzubieten. Auf die Rolle und 
Ausgestaltung derselben wird im nächsten Unterkapitel (vgl. Ziff. 3.2) näher eingegangen.  

3.1.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Die Schweiz und somit auch der Kanton Zürich sind an mehrere internationale Menschen
rechtsübereinkommen gebunden, welche den Grundsatz der Gleichbehandlung und des 
Diskriminierungsverbots festschreiben, namentlich das UNO-Übereinkommen zur Beseiti
gung jeder Form von Rassendiskriminierung («International Convention on the Elimination 
of All Forms of Racial Discrimination», ICERD, SR 0.104), welches die Schweiz verpflichtet, 
«mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich eine Politik der Beseitigung der Rassendiskrimi
nierung in jeder Form zu verfolgen» (Art. 2 Abs. 1 ICERD).  
Eine weitere wichtige Grundlage bildet das UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kin
des (UN-Kinderrechtskonvention, SR 0.107), das den Schutz von Kindern vor Diskriminie
rung gesetzlich verankert und damit insbesondere für Massnahmen im Bildungsbereich von 
Bedeutung ist. 
Auch andere Menschenrechtsinstrumente – etwa die UNO-Menschenrechtspakte I und II 
(SR 0.103.1 und SR 0.103.2) und die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK; 
SR 0.101) – enthalten Diskriminierungsverbote (meist akzessorisch, das heisst: bezogen 
auf die dort garantierten Rechte) und schützen vor rassistischen Diskriminierungen. Die 
Auslegungspraxis dieser Übereinkommen zeigt, dass Ungleichbehandlungen einer Person 
aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit, der Herkunft oder «Rasse»38 nicht mit dem interna
tionalen Recht vereinbar sind.  
Auf nationaler Ebene verankert die Schweizerische Bundesverfassung in Art. 8 Abs. 2 ein 
allgemeines Diskriminierungsverbot (BV; SR 101). Im Kontext rassistischer Diskriminierung 
schützt diese Bestimmung insbesondere vor Ungleichbehandlungen aufgrund der Herkunft, 
der «Rasse», der Hautfarbe, der ethnischen Zugehörigkeit oder anderer rassifizierender Zu
schreibungen. Darüber hinaus garantiert Art. 8 Abs. 1 BV die Gleichheit vor dem Gesetz 
und Art. 8 Abs. 4 BV erlaubt ausdrücklich staatliche Massnahmen zur Beseitigung von Be
nachteiligungen.  
Auch die Verfassung des Kantons Zürich (Kantonsverfassung, KV; LS 101) enthält ein Dis
kriminierungsverbot. Art. 11 Abs. 2 KV hält im Kontext rassistischer Diskriminierung fest, 

 
38 Der Begriff «Rasse» wird in menschenrechtlichen Kontexten zwar weiterhin verwendet, gilt jedoch 
als problematisch und wird zunehmend durch Begriffe wie «ethnische Zugehörigkeit», «Rassifizier
rung» oder «rassistische Diskriminierung» ersetzt.  
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dass niemand diskriminiert werden darf – unter anderem nicht wegen «der Herkunft, der 
«Rasse», […] [und] der Sprache, […]». Dieser Katalog entspricht weitgehend demjenigen 
von Art. 8 Abs. 2 BV und verbietet Diskriminierungen aufgrund von rassistischen Motiven. 
Gleichzeitig erlaubt Art. 11 Abs. 5 KV die Förderung benachteiligter Gruppen, um die tat
sächliche Gleichstellung zu erreichen. Der kantonale Verfassungsgeber trägt damit dem 
Umstand Rechnung, dass formelle Gleichbehandlung allein oft nicht ausreicht, um faktische 
Diskriminierungen – etwa aufgrund ethnischer Herkunft – zu überwinden.  
Aus den menschen- und verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverboten ergeben sich 
mehrere staatliche Verpflichtungen, um rassistische Diskriminierung wirksam zu bekämp
fen:  

− Unterlassungspflicht (Achtungspflicht): Der Staat darf selbst keine rassistischen Dis
kriminierungen vornehmen. Alle staatlichen Stellen – von der Gesetzgebung bis zur 
Verwaltung – sind verpflichtet, Menschen unabhängig von Herkunft, Hautfarbe oder 
ethnischer Zugehörigkeit gleich zu behandeln.  

− Schutzpflicht: Der Staat muss Menschen vor rassistischer Diskriminierung durch 
Dritte schützen. Dazu gehört, Gesetze zu erlassen und durchzusetzen, die rassisti
sche Handlungen verbieten und sanktionieren.  

− Gewährleistungspflicht: Der Staat ist verpflichtet, Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die tatsächliche Gleichstellung ermöglichen. Dies umfasst z.  B. Beschwerdemöglich
keiten für Betroffene, Sensibilisierung in öffentlichen Institutionen oder gezielte För
dermassnahmen im Bildungsbereich.  
 

Zur Erfüllung insbesondere der Schutz- und Gewährleistungspflicht hat die Schweiz bereits 
verschiedene gesetzliche Massnahmen ergriffen. Zentral ist die strafrechtliche Norm Art. 
261bis StGB (Antirassismus-Strafnorm), welche Diskriminierungen und Aufruf zu Hass auf
grund der «Rasse», Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung unter Strafe stellt (vgl. Un
terkapitel 3.2 «Einfachere Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden»).  
Insgesamt verlangt der geltende Rechtsrahmen, dass Bund, Kantone und Gemeinden nicht 
nur diskriminierungsfrei handeln, sondern aktiv für ein Klima der Wertschätzung von Vielfalt 
sorgen, in dem rassistische Diskriminierungen keinen Platz haben. Darüber hinaus existie
ren auf kantonaler Ebene ausführende gesetzliche Bestimmungen, welche die Schutz- und 
Förderpflichten konkretisieren. So stehen Betroffenen von rassistischer Gewalt oder Diskri
minierung im Kanton Zürich unter bestimmten Umständen und in besonders schweren Fäl
len die Leistungen der Opferhilfe39 offen (vgl. Unterkapitel 3.2).  
Auch das Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG; SR 142.20) des Bundes verpflichtet die 
Kantone, integrationsfördernde Strukturen zu schaffen, die insbesondere der Diskriminie
rungsprävention dienen. Gemäss Art. 53 Abs. 3 AIG sorgen die Kantone dafür, dass Aus
länderinnen und Ausländer in ihrer Integration unterstützt werden, namentlich durch den Zu
gang zu Information, Bildung und sozialer Teilhabe. Dabei sollen Diskriminierungen vermie
den und die Chancengleichheit gestärkt werden.  

 
39 Vgl. Opferhilfe | Kanton Zürich  

https://www.zh.ch/de/sicherheit-justiz/opferhilfe.html
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Die Umsetzung dieses Auftrags erfolgt unter anderem über die Kantonalen Integrationspro
gramme (KIP), in deren Rahmen die Kantone gezielte Massnahmen gegen rassistische Dis
kriminierung in Verwaltungsstrukturen und im gesellschaftlichen Alltag entwickeln und um
setzen müssen. Als eine solche Massnahme finanziert der Kanton Zürich gemeinsam mit 
der Stadt Zürich die im Postulat erwähnte ZüRAS40, die von der AOZ (Asyl-Organisation Zü
rich) geführt wird. Die ZüRAS steht Personen und Institutionen aus dem Kanton Zürich of
fen. Das Angebot richtet sich an Menschen – unabhängig von ihrer Herkunft oder ihrem Auf
enthaltsstatus –, die rassistische Diskriminierung erlebt oder beobachtet haben, oder denen 
Rassismus vorgeworfen wird. Auch Fachpersonen können die ZüRAS kontaktieren. Sie bie
tet kostenlose Beratung, psychosoziale Unterstützung und bei Bedarf stellvertretende Inter
ventionen gegenüber Institutionen und Behörden an.  
Im Bildungsbereich verpflichtet § 2 des Volksschulgesetzes des Kantons Zürich (VSG; LS 
412.100) die öffentlichen Schulen, ein Umfeld zu schaffen, das von Respekt und Toleranz 
geprägt ist. Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher Herkunft, Religion oder Überzeu
gung sollen gemeinsam lernen und respektvoll miteinander umgehen können. Die Förde
rung eines diskriminierungsfreien Schulklimas sowie präventive Massnahmen gegen Ras
sismus und Antisemitismus gehören explizit zu diesem gesetzlichen Auftrag.41  

3.1.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Die Ausführungen in obigem Abschnitt zeigen, dass der Diskriminierungsschutz im Kanton 
Zürich menschen- und verfassungsrechtlich gut abgestützt ist. Die von Expertinnen und Ex
perten geforderte Behebung der diesbezüglichen Lücken fällt in den Zuständigkeitsbereich 
des Bundes. Auf Kantonsebene liegen die Herausforderungen vor allem bei der konsequen
ten Anwendung des bestehenden Rechts bzw. bei der systematischen Wahrnehmung der 
dem Kanton daraus entstehenden Pflichten. Auch der Zugang zum bestehenden Recht 
durch die Betroffenen und ihr Umfeld stellt nach Einschätzung der Fachstelle Integration 
eine Herausforderung dar (vgl. Unterkapitel 3.2 «Einfachere Meldeverfahren bei den Straf
verfolgungsbehörden»). Weiter lässt sich fragen, ob der Kanton seine verwaltungsrechtli
chen Möglichkeiten und Handlungsspielräume zum Schutz vor (rassistischer) Diskriminie
rung produktiv genug nutzt. Ebenso stellt sich die Frage, wie der gesamte rechtliche Rah
men im Kanton den Schutz vor Rassismus noch stärker berücksichtigen und gegebenen
falls sogar fördern kann.  
Entsprechend empfiehlt die Fachstelle Integration im Einklang mit dem Expertenbericht, die 
Rechtsgrundlagen im Kanton systematisch auf ihre Potenziale und Risiken im Zusammen
hang mit rassistischer Diskriminierung hin zu überprüfen: Zum einen soll analysiert werden, 
welche Elemente – etwa im Gleichstellungs-, Bildungs-, Polizei-, Verwaltungs- oder auch 
Datenschutzrecht – genutzt werden können, um Diskriminierung entgegenzuwirken und 
Gleichbehandlung zu fördern. Zum anderen erscheint es sinnvoll, bestehende Regelungen 
daraufhin zu untersuchen, ob sie in der Umsetzung unbeabsichtigt zu Benachteiligungen 
führen können.42 Schliesslich sollen auch die strukturelle Hürden beim Zugang zum Recht 

 
40 Vgl. ZüRAS – Home  
41 Unveröffentlichter Bericht des Kantons Zürich zum kombinierten 13. – 16. Staatenbericht der 
Schweiz an den UNO-Ausschuss (CERD). 
42 Ein Beispiel hierfür ist das in vielen Kantonen geltende Bettelverbot, das im Kanton Zürich im Über
tretungsstrafrecht normiert ist (§ 9 Straf- und Justizvollzugsgesetz [StJVG], LS 331).  

https://zueras.ch/Home/
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von besonders benachteiligten Gruppen (wie z. B. Menschen in prekären Aufenthaltssituati
onen) in die Prüfung einbezogen werden.  
Darüber hinaus regt der Fachbericht, gestützt auf den Stand der Rassismusforschung und 
internationale Vorgaben, an, vertieft zu prüfen, welche Auswirkungen die bundesrechtlichen 
Rahmenbedingungen – einschliesslich der unter Ziff. 3.1.1 diskutierten Lücken – auf den 
Handlungsspielraum des Kantons Zürich haben, wo sie diesen einschränken und wo der 
Kanton die Möglichkeit hat, das Diskriminierungsrecht eigenständig weiterzuentwickeln. In 
diesem Zusammenhang empfiehlt der vorliegende Fachbericht, die Entwicklung hinsichtlich 
neuer rechtlicher Ansätze – beispielsweise eines Verbandsklagerechts, welches es zivilge
sellschaftlichen Organisationen erlauben würde, Rechte anstelle von Betroffenen(-gruppen) 
einzuklagen (vgl. Unterkapitel 3.2) – zu beobachten und diese auf ihre Einführbarkeit im 
Kanton Zürich hin zu prüfen.  
Des Weiteren empfehlen die Fachstelle Integration und das Sounding Board, dass der Kan
ton sich aktiv und im Sinne der Initiantinnen und Initianten des Postulats in die laufende Dis
kussion um die Einführung eines Antidiskriminierungsgesetzes auf Bundesebene einbringt.  

3.1.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR soll sich an folgenden Zielen orientieren:  

1. Der Kanton Zürich nimmt seine menschen- und verfassungsrechtlichen Pflichten in 
der Bekämpfung rassistischer Diskriminierung wahr. Er ist bestrebt, seine Institutio
nen und Mitarbeitenden so aufzustellen und zu schulen, dass sie rassismus- bzw. 
diskriminierungssensibel handeln, und Betroffene ihr Recht auf Schutz vor (rassisti
scher) Diskriminierung effektiv durchsetzen können.  

2. Die Kantonsverwaltung übernimmt sowohl als Arbeitgeberin als auch als Dienstleis
terin ihre Vorbildfunktion in der menschen- und verfassungsrechtlich gebotenen Ge
währleistung des Schutzes vor (rassistischer) Diskriminierung und trägt mit den ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln dazu bei, dass auch Private sich menschenrechts- 
und verfassungskonform verhalten.  
 

Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Überprüfung der bestehenden Gesetze und Verwaltungsprozesse (z. B. HR-Pro
zesse) im Hinblick auf mögliche Diskriminierungsrisiken; gegebenenfalls Anpassung 
(diskriminierungssensible Gestaltung) der Gesetze/Prozesse  

− Entwicklung von Instrumenten (z. B. Schulungen, Informationsgrundlagen), welche 
die Kenntnisse der Verwaltungsmitarbeitenden bezüglich der gesetzlichen Verpflich
tungen zum Diskriminierungsschutz verbessern und zu deren Einhaltung beitragen  

− Überprüfung der bestehenden Gesetze und Verwaltungsprozesse im Hinblick auf 
Optimierungspotenziale beim Zugang von Rassismus-Betroffenen zum bestehenden 
Recht  

− Berücksichtigung von Aspekten des Diskriminierungsschutzes als Kriterien bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Submissionen)  
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− Beteiligung des Kantons Zürich an den Diskussionen um ein Antidiskriminierungsge
setz auf Bundeebene; Einbringen der Erfahrungen und Bedarfe des Kantons in die 
Diskussion  
 

3.2 Einfachere Meldeverfahren bei den  
Strafverfolgungsbehörden  

3.2.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht43  
Neben der Prüfung der Verbesserung des rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung insge
samt hat der Regierungsrat gemäss Postulat auch zu prüfen, ob bzw. inwieweit einfachere 
Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden einzuführen sind. Damit soll für Men
schen, die rassistische Diskriminierung erlebt oder miterlebt haben, sowie für Organisatio
nen, welche die Interessen von Rassismus-Opfern vertreten, die Möglichkeit geschaffen 
werden, mögliche Verletzungen des Strafrechts einfacher anzuzeigen und zu einer effekti
veren Sanktionierung derselben beizutragen.  
Gestützt auf Art. 4 des UNO-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskri
minierung (ICERD) hat die Schweiz 1995 eine strafrechtliche Bestimmung zur Rassendiskri
minierung eingeführt. Art. 261bis StGB, der umgangssprachlich oft (und verkürzt) als Antiras
sismus-Strafnorm bezeichnet wird, stellt bestimmte Formen der diskriminierenden Herabset
zung, des Aufrufs zu Hass sowie der Leistungsverweigerung gegenüber Menschen auf
grund ihrer «Rasse, Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung» unter Strafe.  
Dieses ausdrückliche Verbot rassistischer Diskriminierung hat laut Expertenbericht dazu 
beigetragen, dass sich Menschen und Organisationen verstärkt gegen Rassismus zur Wehr 
setzen und die Gesellschaft für das Thema sensibilisiert wurde (vgl. Unterkapitel 3.4 «Prä
ventive Massnahmen und Sensibilisierung»). Fachleute kommen jedoch zu dem Schluss, 
dass das Anzeigeverhalten seitens der Bevölkerung und der Behörden, das Untersuchungs
verhalten von Polizei und Staats- oder Jugendanwaltschaft wie auch das Anklageverhalten 
der Strafuntersuchungsbehörden nach wie vor sehr zurückhaltend sind und die Zahl nicht 
angezeigter bzw. nicht verfolgter Delikte (die sogenannte «Dunkelziffer») entsprechend 
hoch ist.44 Daher wird von Fachleuten unter anderem ein Ausbau des materiellen strafrecht
lichen Schutzes vor Diskriminierung sowie ein Recht von Organisationen auf Parteistellung 
im Strafverfahren gefordert.  
Zusätzlich zum Ausbau des Straf- und Strafprozessrechtes, der in der Zuständigkeit des 
Bundes liegt, braucht es auf kantonaler Ebene flankierende Massnahmen, die gewährleis
ten können, dass die bundesrechtlichen Vorgaben um- und durchgesetzt werden. Dazu ge
hören neben Vorkehrungen für die Opfer von Straftaten und deren Umfeld auch Massnah
men, die sich an die Strafverfolgungsbehörden und an die breite Bevölkerung richten.  

 
43 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 2B). Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden 
aus Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  
44 Siehe hierzu beispielhaft die unter Ziff. 2.2. erwähnte Studie zu antimuslimischem Rassismus.  
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Mit Blick auf die Strafverfolgungsbehörden stehen gemäss Expertenbericht die Information 
und Sensibilisierung der Mitarbeitenden von Polizei, Staats- und Jugendanwaltschaft und 
Strafgericht im Zentrum. Diese sollen über die Rechtspraxis, die rechtswissenschaftliche 
Einordnung sowie die relevanten Tatbestände aufgeklärt werden. Ausserdem sollen sie sich 
mit den Erkenntnissen aus der Beratungspraxis und der Forschung auseinandersetzen und 
über die Medienberichterstattung zu den Schwierigkeiten bei der Um- und Durchsetzung 
des Strafrechts in Bezug auf Rassismus-Delikte informiert sein. Darüber hinaus müssen sie 
wissen, wie sich Rassismus in ihrer Arbeit manifestieren kann und welche Möglichkeiten sie 
haben, mit entsprechenden Vorfällen umzugehen.  
Die (potenziellen) Opfer von Straftaten benötigen Unterstützung bei der Überwindung der 
psychologischen, ökonomischen, wissensbezogenen, sozialen und prozessualen Zugangs
hindernisse zum Rechtsschutz. Damit Betroffene (gegebenenfalls auch die sie vertretenden 
Personen/Organisationen) einen Fall zur Anzeige bringen und ihr Recht auf Schutz vor (ras
sistischer) Diskriminierung durchsetzen können, ist es entscheidend, dass der Gesetzgeber 
die erwähnten Zugangshindernisse – wie beispielsweise Ängste vor den involvierten Behör
den, Unklarheiten über die Kostenfolgen, die Dauer oder den Ablauf des Verfahrens, ge
ringe finanzielle und/oder zeitliche Ressourcen, Furcht vor gesellschaftlicher Ächtung – 
möglichst weit herabsetzt. Hierzu braucht es insbesondere die Aufbereitung und Verteilung 
von Informationen über das strafrechtliche Verfahren. Neben dem Strafrecht weist der Ex
pertenbericht Naguib auf bewährte Instrumente der Durchsetzung des Rechts hin, mit de
nen der Zugang zu Rechtsverfahren auch im Verwaltungs- und Zivilrecht verbessert werden 
kann, namentlich: 

− die Beweiserleichterung,  

− die Unentgeltlichkeit des Verfahrens,  

− die Einführung niedrigschwelliger Verfahren für einvernehmliche oder vorgerichtliche 
Interventionen (z. B. ein Schlichtungsverfahren mit ergänzender Möglichkeit zur Me
diation).  

Zu den geeigneten Unterstützungsmassnahmen – sowohl mit Blick auf das Straf-, Verwal
tungs- und Zivilrecht – gehören ferner  

− gut zugängliche und verständliche Informationen zur Rechtslage, zum Verfahren und 
zu dessen möglichen Konsequenzen sowie  

− eine unentgeltliche Rechts- und psycho-soziale Beratung der Betroffenen bzw. Drit
ter durch dafür spezialisierte, vom Staat unabhängige Stellen.  
 

Entscheidend ist gemäss Expertenbericht, dass Menschen, die Opfer einer rassistischen 
Straftat wurden, wissen, unter welchen Voraussetzungen und wie sie eine Strafanzeige ma
chen können. Weiter sollen Betroffene darin gestärkt werden, selbstbestimmt zu entschei
den, ob sie diesen Weg beschreiten möchten oder nicht. Falls sie sich zu einer Meldung 
und/oder einer Anzeige entscheiden, sollen sie im Melde- und Verfahrensprozess begleitet 
werden.  
Menschen aus der Bevölkerung sind darin zu bestärken, Anzeige zu erstatten, wenn sie von 
einem strafrechtlich relevanten Vorgang erfahren. Eine mögliche wirksame Massnahme, mit 
der das Anzeigeverhalten aus der Bevölkerung unterstützt werden kann, besteht in der 
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Einrichtung einer zuständigen Stelle bei der Polizei, die unter der Aufsicht der Staatsanwalt
schaft steht.  

3.2.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Rassistische Diskriminierung kann sich in sehr unterschiedlichen Formen zeigen – von offen 
strafbaren Handlungen wie Hassrede oder physischer Gewalt bis hin zu subtileren Ausprä
gungen wie verletzender Sprache, institutionellen Benachteiligungen oder diskriminierender 
Verwaltungspraxis. Viele Rassismus-Vorfälle erfüllen keine strafrechtlichen Tatbestände, 
können für die betroffenen Personen aber dennoch stark belastend sein und zu einem Ver
trauensverlust gegenüber staatlichen Institutionen bis hin zu einem faktischen Ausschluss 
aus denselben führen. Das heisst, Betroffene werden durch sichtbare oder unsichtbare 
Schranken an der Nutzung der ihnen zur Verfügung stehenden staatlichen Dienstleistungen 
gehindert oder verzichten aus Angst vor Diskriminierung selbst auf deren Nutzung.  
Für einen umfassenden Schutz vor Diskriminierung sowie eine konsequente Bearbeitung 
von Vorfällen braucht es entsprechend differenzierte Meldestrukturen bzw. -verfahren. Im 
Folgenden werden daher neben dem Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden, 
weitere Möglichkeiten aufgezeigt, wie Personen im Kanton Zürich rassistische Vorfälle mel
den und diese bei Bedarf fachlich begleitet verarbeiten können.  
Nicht aufgeführt werden Online-Plattformen, über die rassistische Vorfälle gemeldet werden 
können.45 Ebenfalls nicht spezifisch erläutert werden Möglichkeiten zur Meldung von (rassis
tischer) Hassrede; hierfür verweisen wir auf den Bericht des Regierungsrates zum Postulat 
KR-Nr. 377/2020 betreffend «Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen 
Hasskommunikation».46  

3.2.2.1 Meldemöglichkeiten ausserhalb der Strafverfolgung  
Mit der ZüRAS besteht im Kanton Zürich eine unabhängige Anlauf- und Beratungsstelle, an 
die sich Menschen wenden können, die rassistische Diskriminierung erlebt oder beobachtet 
haben, wobei es unerheblich ist, ob die von ihnen erlebten Verletzungen juristisch verfolgt 
werden können oder sollen. Das Angebot von ZüRAS ist unentgeltlich und niederschwellig 
zugänglich. So bietet die Anlaufstelle neben der Möglichkeit, sich am Telefon beraten zu 
lassen oder einen Gesprächstermin zu vereinbaren, zweimal wöchentlich Walk-In-Beratun
gen ohne Voranmeldung an.  
Neben der ZüRAS existieren im Kanton Zürich spezialisierte Meldestellen für Antisemitis
mus, betrieben vom Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund (SIG), und antimuslimi
schen Rassismus, betrieben von der Vereinigung der Islamischen Organisationen in Zürich 
(VIOZ), welche Fallmeldungen entgegennehmen und Betroffene beraten. Alle drei Stellen 

 
45 So unterhält die FRB auf nationaler Ebene die Online-Plattform «Report Online-Racism», die Mel
dungen über rassistische Hassrede im Internet entgegennimmt. Auf kommunaler Ebene stellt die 
Stadt Zürich mit «Zürich schaut hin» ein Online-Meldeinstrument bereit, das zwar auf Vorfälle betref
fend Sexismus und LGBTQ+-Diskriminierung fokussiert, aber auch für Rassismus-Vorfälle genutzt 
werden kann. Schliesslich bestehen bereichsspezifische Plattformen, wie «swiss sport integrity», 
über die (auch) Diskriminierungsfälle gemeldet werden können.  
46 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen 
Hasskommunikation  

https://www.reportonlineracism.ch/d101.html
https://zuerichschauthin.ch/de/?_sm_pdc=1&_sm_rid=WjFP1Wtqf43s6q3JnFTFVRPHn3S1171Wtv2wFBB
https://www.sportintegrity.ch/organisation/vorfall-melden
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
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informieren Ratsuchende bei Bedarf auch über die Möglichkeit, Anzeige bei der Polizei oder 
der Staats- oder Jugendanwaltschaft zu erstatten, und unterstützen sie bei der Anzeigen
stellung.  
Zusätzlich zu den genannten Stellen, die auf das Thema Rassismus bzw. Antisemitismus 
spezialisiert sind, existieren weitere kantonale Einrichtungen, die im Rahmen ihres Tätig
keitsgebietes (auch) Meldungen zu rassistischen Vorfällen entgegennehmen und/oder bear
beiten.  
Die Ombudsstelle des Kantons Zürich47, eine vom Kantonsrat gewählte unabhängige Ein
richtung, bearbeitet Beschwerden seitens der Bevölkerung und von Mitarbeitenden48 gegen
über den kantonalen Behörden. Sie prüft, ob Behörden nach Recht und Billigkeit verfahren, 
und handelt nach den Grundsätzen der Allparteilichkeit, Allseitigkeit und Neutralität. Sie klärt 
die vorgebrachten Anliegen ab, vermittelt und schlichtet bei Konflikten und kann bei Bedarf 
an geeignete Stellen weiterverweisen. Der Ombudsmann kann alle Formen des Verhaltens 
einer Behördenstelle überprüfen, also alle Handlungen oder auch Nichthandlungen. Ano
nyme Meldungen sind über die Website möglich. 
Die Fachstelle Gleichstellung des Kantons49 hat den Auftrag, sicherzustellen, dass das 
Gleichstellungsgesetz in den Bereichen Diskriminierungsschutz, Lohngleichheit sowie Ver
einbarkeit von Berufs- und Privatleben umgesetzt wird. Sie berät Betroffene im Rahmen des 
Gleichstellungsgesetzes zu diversen Themen und triagiert Anfragen ausserhalb ihres ge
setzlichen Auftrags – etwa zu rassistischer Diskriminierung – an zuständige Fachstellen.  
Der Rechtsdienst der Bildungsdirektion (BI) bietet Unterstützung bei Vorfällen, die im Zu
ständigkeitsbereich der Bildungsdirektion liegen – insbesondere bei Beschwerden oder Mel
dungen im schulischen Umfeld. Dies umfasst auch Diskriminierungsvorfälle in Schulen oder 
bildungsnahen Institutionen. Betroffene Lehrpersonen, Eltern oder auch Schülerinnen und 
Schüler können sich an den Rechtsdienst wenden. Dieser prüft die Sachlage, informiert 
über mögliche rechtliche Schritte oder verweist an die zuständigen Stellen innerhalb oder 
ausserhalb der Verwaltung.  
Die im Amt für Wirtschaft (AWI) der Volkswirtschaftsdirektion angesiedelte Fachstelle be
trieblicher Gesundheitsschutz (FBGS)50 informiert Mitarbeitende aus kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) bei Hinweisen auf rassistische Diskriminierung über ihre Handlungs
möglichkeiten und verweist auf spezialisierte Beratungsangebote. Formelle Meldungen kön
nen beim zuständigen Arbeitsinspektorat eingereicht werden, namentlich über das Melde
formular «Verstösse zu Arbeitsbedingungen und Lärm melden».51 Das Arbeitsinspektorat, 
bei dem die Fachstelle betrieblicher Gesundheitsschutz angesiedelt ist, berücksichtigt zu
dem den Schutz der persönlichen Integrität im Rahmen seiner Betriebskontrollen. Geprüft 
wird dabei, ob Betriebe über schriftliche Weisungen und Schulungen zu Diskriminierung, 
Mobbing und sexueller Belästigung verfügen. Hinweisen auf Verstösse geht das 

 
47 Vgl. Ombudsstelle des Kantons Zürich  
48 Mitarbeitende des Kantons Zürich, die von Konflikten, Mobbing und gegebenenfalls auch Diskrimi
nierung am Arbeitsplatz betroffen sind, können sich zudem an das externe Beratungsunternehmen 
MOVIS um Unterstützung wenden.  
49 Vgl. Fachstelle Gleichstellung | Kanton Zürich  
50 Vgl. Fachstelle Betrieblicher Gesundheitsschutz | Kanton Zürich  
51 Vgl. «Verstösse zu Arbeitsbedingungen und Lärm melden | Kanton Zürich». 
 

https://ombudsstelle.zh.ch/
https://www.zh.ch/de/direktion-der-justiz-und-des-innern/fachstelle-gleichstellung.html
https://www.zh.ch/de/volkswirtschaftsdirektion/amt-fuer-wirtschaft/fachstelle-gesundheitsschutz.html
https://www.zh.ch/de/wirtschaft-arbeit/arbeitsbedingungen/arbeitsssicherheit-gesundheitsschutz/verstoesse-arbeitsbedingungen-laerm-melden.html


 
 

 
 
Seite 23/54 
 
 

Arbeitsinspektorat nach und unterstützt Betriebe bei festgestellten Mängeln in Zusammenar
beit mit der FBGS bei der Umsetzung geeigneter Massnahmen. 
Im Gesundheitsbereich bestehen verschiedene Meldemöglichkeiten für Patientinnen und 
Patienten sowie für Mitarbeitende. Die Listenspitäler und Kliniken verfügen über interne 
Compliance-Meldestellen, Ombudsstellen und Beschwerdemanagement-Systeme, teils 
auch mit der Möglichkeit anonymer Meldungen.52 Die Gesundheitsdirektion (GD) hat dafür 
eigens zentrale Informationsseiten eingerichtet, auf denen die bestehenden Anlaufstellen 
thematisch geordnet aufgeführt sind, um den Zugang und die Triage zu erleichtern.53 Zu 
den Stellen zählen eine im Auftrag der Gesundheitsdirektion (GD) von der Ärztegesellschaft 
des Kantons Zürich betriebene Beschwerdestelle, die Patientenstelle Zürich sowie die 
Schweizerische Stiftung SPO Patientenschutz.54 

3.2.2.2 Meldeverfahren bei den Strafverfolgungsbehörden  
Rassistische Vorfälle, die unter Art. 261bis StGB fallen, können im Kanton Zürich bei der 
Kantonspolizei oder den Stadtpolizeien Zürich und Winterthur angezeigt werden. Dasselbe 
gilt für damit zusammenhängende rassistisch motivierte Delikte, welche andere Straftatbe
stände erfüllen wie z. B. Tätlichkeiten (Art. 126 StGB), üble Nachrede (Art. 173 StGB), Be
schimpfung (Art. 177 StGB) oder Drohung (Art. 180 StGB).  
Die Anzeige ist kostenlos und kann wahlweise schriftlich oder mündlich (das heisst: zu Pro
tokoll) erfolgen. Da es sich beim Verstoss gegen die Antirassismus-Strafnorm um ein Offizi
aldelikt handelt, muss es von Amtes wegen verfolgt werden. Anzeigen können auch gegen 
unbekannte Täterinnen oder Täter erstattet werden. Anonyme Anzeigen sind aufgrund der 
verfahrensrechtlichen Anforderungen nicht umsetzbar. Jedoch besteht die Möglichkeit, dass 
Interessenvertretungen oder anwaltliche Dritte die Anzeige im Namen der betroffenen Per
son einreichen. Aktuell prüft die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich (OSTA) weitere 
Vereinfachungen des Anzeigeverfahrens – etwa die Einführung standardisierter Anzeigefor
mulare analog zu den Ehrverletzungsdelikten.  
Die OSTA achtet insbesondere in Fällen des Vorwurfs rassistischer Polizeigewalt oder «Ra
cial Profiling»55 auf eine möglichst tiefe Eintrittsschwelle für Rechtssuchende. Darüber hin
aus werden Anzeigen gegen Angehörige der Polizei in der Regel innerhalb der Kantonspoli
zei einer eigens für Amtsdelikte zuständigen zentralen Dienststelle zugeteilt und im Übrigen 
an Strafverfolgungsbehörden in anderen Regionen übergeben, um die Unabhängigkeit der 
Untersuchung zu gewährleisten. Für Anzeigen gegen Kaderangehörige besteht eine spezia
lisierte Abteilung innerhalb der OSTA. Auf die Einrichtung einer auf Delikte gemäss 

 
52 Vgl. RRB Nr. 2025/1152 | Kanton Zürich zu KR-Nr. 286/2025 Postulat «Rassismus in Gesundheits
institutionen». 
53 Vgl. Anlaufstellen für Patientinnen und Patienten sowie Angehörige | Kanton Zürich und Anlaufstel
len für Mitarbeitende im Gesundheitswesen | Kanton Zürich 
54, Vgl. RRB Nr. 1033/2020 | Kanton Zürich zu KR-Nr. 269/2020 Motion «Unabhängige Ombuds
stelle». 
55 Unter «Racial Profiling» versteht man eine Praxis, bei der die Polizei Personen einzig aufgrund ih
rer «Rasse»/Rassifizierung bzw. der ihr zugeschriebenen oder tatsächlichen ethnischen Zugehörig
keit, Herkunft oder Religion verdächtigt, kontrolliert oder verfolgt.  

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-1152-2025.html
https://www.zh.ch/de/gesundheit/anlaufstellen-gesundheitswesen/patientinnen-patienten-angehoerige.html
https://www.zh.ch/de/gesundheit/anlaufstellen-gesundheitswesen/mitarbeitende.html
https://www.zh.ch/de/gesundheit/anlaufstellen-gesundheitswesen/mitarbeitende.html
https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-regierungsrates/rrb/regierungsratsbeschluss-1033-2020.html
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Antirassismus-Strafnorm spezialisierten Stelle innerhalb der Staatsanwaltschaft wurde bis
lang verzichtet, da die Anzeigen bezogen auf diese Strafnorm im Kanton Zürich eher tief 
sind.56  
Die angezeigten Fälle werden von den zuständigen Behörden – wozu neben Polizei und 
Staatsanwaltschaft auch die Jugendstrafrechtspflege zählt – gemäss den für Offizialdelikte 
geltenden strafprozessualen bzw. jugendstrafprozessualen Bestimmungen behandelt. Die 
Polizei verfügt zudem über interne Abläufe, die spezifische Informationen zum Umgang mit 
rassistischen Vorfällen und Hassverbrechen enthalten. Sie prüft den Anfangsverdacht und 
führt Ermittlungen durch. Dazu gehören: die Erhebung des Sachverhalts, Zeugenbefragun
gen sowie die rechtliche Vorprüfung des infrage stehenden Tatbestands. Liegt ein hinrei
chender Tatverdacht vor, wird der Fall der zuständigen Staats- oder Jugendanwaltschaft 
rapportiert. Sofern die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, erfolgt eine Anklageerhe
bung oder die Ausfällung eines Strafbefehls. Andernfalls wird das Verfahren mangels Tatbe
stands oder Beweisen eingestellt. Dies kommt bei Fällen nach Art. 261bis StGB relativ häufig 
vor, weil der Tatbestand oft komplex und die Beweisführung entsprechend schwierig ist.57  
Wie unter Ziff. 3.1.2 im vorangehenden Unterkapitel erwähnt, stehen Opfern rassistischer 
Gewalt unter bestimmten Umständen die Leistungen der Opferhilfe offen. So kann die Op
ferstellung gegeben sein, wenn der rassendiskriminierende Angriff mit Tätlichkeiten verbun
den ist. Ist das nicht der Fall und erfüllt der Angriff keine weiteren Straftatbestände wie Kör
perverletzung, Brandstiftung usw., so kommt die Annahme der Opferstellung nur in beson
ders schweren Fällen in Betracht.58  
Die vom Kanton anerkannten Opferberatungsstellen und Frauenhäuser bieten Opfern von 
Gewalt im Sinne des Bundesgesetzes über die Hilfe an Opfer von Straftaten59 Schutz und 
kostenlose professionelle Beratung. Falls nötig vermitteln sie eine rechtliche Erstberatung 
und begleiten Betroffene im Strafverfahren. Ein Anspruch auf Leistungen der Opferhilfe be
steht unabhängig vom Aufenthaltsstatus.   

3.2.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Im Kanton Zürich bestehen diverse Möglichkeiten, rassistische Diskriminierung mit oder 
ohne strafrechtliche Relevanz zu melden. Das im vorangehenden Abschnitt beschriebene 
Netz unterschiedlicher Meldestellen innerhalb und ausserhalb der Verwaltung stärkt einer
seits den Schutz der Betroffenen, sorgt andererseits aber auch dafür, dass die Verantwor
tung für den Diskriminierungsschutz institutionell breiter abgestützt ist. Ausserdem trägt es 
dem Umstand Rechnung, dass nicht alle Rassismus-Betroffenen Anzeige erstatten wollen 
oder können und/oder anderen Aspekten der Verarbeitung des Vorfalls (z. B. der psycholo
gischen Unterstützung oder schriftlichen Interventionen bei involvierten Institutionen) min
destens ebenso grosse Bedeutung beimessen.  

 
56 Sie lagen 2024 bei 126 Anzeigen (bei insgesamt 110'240 Straftaten und 50'307 geschädigten Per
sonen). Bis Mitte 2025 gingen 36 Anzeigen ein. Vgl. Polizeiliche Kriminalstatistik | Kanton Zürich  
57 Gemäss Angaben der Oberstaatsanwaltschaft wurden im Kanton Zürich im Jahr 2024 36 von ins
gesamt 126 erfassten Anzeigen eingestellt. Seitens der Jugendanwaltschaften sind in den Jahren 
2022 bis 2025 gegen 34 Personen Erledigungen wegen Art. 261bis StGB erfolgt. In mehr als der 
Hälfte dieser Fälle wurde das Verfahren eingestellt.  
58 Vgl. BGE 128 I 218  
59 Vgl. Opferhilfegesetz, OHG; SR 312.5  

https://www.zh.ch/de/sicherheit-justiz/delikte-praevention/kriminalstatistik.html
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2026&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=BGE+128+I+218&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf:%2F%2F128-I-218:de&number_of_ranks=17&azaclir=clir
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/232/de
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Optimierungspotenzial besteht nach fachlicher Einschätzung in der Kooperation und Koordi
nation zwischen den bestehenden Stellen – z. B. zwischen den Beratungs- bzw. Meldestel
len für Rassismus-Betroffene und der Ombudsstelle wie auch zwischen der Polizei und den 
Beratungs- bzw. Meldestellen –, um sicherzustellen, dass Fälle rasch triagiert und Be
troffene ihrem Bedarf entsprechend unterstützt werden können. 
Entscheidend für das Funktionieren des Meldestellen-Netzes bzw. der Meldewege sind dar
über hinaus die Zugänglichkeit und Bekanntheit der Angebote – insbesondere für die von 
Diskriminierung betroffenen Personen und ihr Umfeld. Diesbezüglich gibt es im Kanton Zü
rich in der Einschätzung der Fachstelle Integration wie auch externer Fachleute noch Hin
dernisse zu überwinden. Rückmeldungen aus Beratungsfällen der ZüRAS zeigen, dass die 
bestehenden Meldestellen und -wege den Betroffenen oft nicht bekannt oder nicht zugäng
lich sind und/oder von ihnen nicht als ausreichend unabhängig betrachtet werden. Teilweise 
wird von den Betroffenen auch ein Mangel an Sensibilität seitens der Verwaltungsmitarbei
tenden beklagt, welche ihre Meldung entgegennehmen und/oder sich um ihren Beschwer
den kümmern bzw. kümmern sollten. Studien belegen, dass Betroffene Meldungen oft un
terlassen, weil sie davon ausgehen, dass ihrer Beschwerde seitens der Behörden nicht 
nachgegangen wird und/oder keine Aussicht darauf besteht, dass sich die Täterschaft für 
die Diskriminierung verantworten muss.  
Das Anzeigeverfahren bei der Polizei setzt voraus, dass die Betroffenen über ausreichende 
Sprachkenntnisse verfügen und Sinn und Zweck einer Anzeige verstehen. Die geringe Zahl 
von Anzeigen im Vergleich zur deutlich höheren Anzahl rassistischer Vorfälle, von der Fach
leute ausgehen, weist darauf hin, dass nicht alle Verstösse gegen die Antirassismus-Straf
norm angezeigt werden. Gründe hierfür können unter anderem fehlende Kenntnisse über 
die Verfahren, begrenzte finanzielle Mittel (z. B. für Anwaltskosten) oder Angst vor negati
ven Konsequenzen (z. B. dem Verlust der Arbeitsstelle) sein. Das Phänomen des soge
nannten «Underreportings», soll heissen: der Nicht-Meldung von Vorfällen, ist im Kanton 
Zürich somit auch im Bereich der strafrechtlich relevanten Rassismus-Fälle erkennbar. Auch 
diesbezüglich besteht noch Verbesserungspotenzial.  
Gestützt auf die Ergebnisse der Forschung und die Rückmeldungen des Sounding Boards 
verweist der Fachbericht daher auf die Notwendigkeit niederschwellig zugänglicher, rassis
mussensibler und nutzerfreundlicher Meldestrukturen, welche die Perspektiven der Betroffe
nen konsequent einbeziehen. Dies setzt voraus, dass die Mitarbeitenden aller involvierten 
Stellen über spezifisches Fachwissen zu (rassistischer) Diskriminierung verfügen und für 
den Umgang mit Betroffenen sensibilisiert sind. Darüber hinaus ist es wichtig, dass in allen 
Bereichen der Verwaltung die Zuständigkeiten und Meldewege für Rassismus-Vorfälle klar 
und transparent sind. Ebenso zentral ist, dass eingehende Meldungen von den zuständigen 
Stellen nachvollziehbar und konsequent bearbeitet werden.  
Zur Stärkung des Vertrauens der Betroffenen und der Handlungssicherheit der entgegen
nehmenden Stellen regen die Fachstelle Integration und das Sounding Board die Entwick
lung von kantonalen Richtlinien/Standards für den Umgang mit Rassismus-Fällen an. In die
sem Zusammenhang wäre auch zu prüfen, inwiefern bestehende digitale Meldeinstrumente 
für rassistische Diskriminierung zugänglich gemacht oder entsprechend erweitert werden 
können. 
Des Weiteren wird von Fachleuten betont, dass sich gesellschaftliche Ungleichheiten wie 
Rassismus nicht allein mit dem Strafrecht lösen lassen. Strafrechtliche Instrumente greifen 
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nur bei besonders gravierenden Fällen; die Bekämpfung von Rassismus erfordert darüber 
hinaus strukturelle, präventive und unterstützende Massnahmen (vgl. Unterkapitel 3.4 «Prä
ventive Massnahmen und Sensibilisierung»).  

3.2.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR orientiert sich an folgenden Zielen:  

1. Im Kanton Zürich bestehen verschiedene, niederschwellig zugängliche Wege zur 
Meldung rassistischer Vorfälle mit und ohne strafrechtliche Relevanz. Diese Wege 
sind in der Öffentlichkeit bzw. bei den Zielgruppen bekannt und vertrauenswürdig. 
Verwaltungsstellen gehen gemeldeten Vorfällen in ihrem Verantwortungsbereich 
verbindlich nach und nutzen die Meldungen für eine nachhaltige Prävention. 

2. Die beteiligten Meldestellen sowie die zuständigen Behörden der Strafverfolgung 
sind im Umgang mit rassismusbezogenen Vorfällen qualifiziert. Sie handeln koordi
niert und diskriminierungssensibel, verfügen über spezifisches Wissen zu rassismus
relevanten Tatbeständen und unterstützen betroffene Personen in der Wahrneh
mung ihrer Rechte.  

3. Personen, die von rassistischer Diskriminierung betroffen sind, erhalten einfach ver
ständliche Informationen über ihre rechtlichen Möglichkeiten und werden beim Zu
gang zum Strafrecht durch Unterstützungsangebote (Beratung, Coaching) gestärkt. 
 

Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Sichtbarmachung und Vereinfachung der bestehenden Meldestellen bzw. -verfah
ren, inkl. Prüfung, ob ergänzende Zugangswege (z. B. über eine zentrale Telefon
nummer oder eine zentrale Online-Plattform) sinnvoll sind  

− Ausbau der Zusammenarbeit bzw. der Triage zwischen der kantonalen Ombuds
stelle und ZüRAS  

− Klärung der Zuständigkeiten und gegebenenfalls Benennung von Ansprechpersonen 
für unabhängige Meldeverfahren innerhalb der Verwaltung bzw. in staatlichen Ein
richtungen  

− Entwicklung und Durchführung von Schulungs- und Weiterbildungsangeboten für die 
in Meldeprozesse involvierten Fachpersonen zu den rechtlichen Grundlagen rassis
tisch motivierter Straftaten und diskriminierungssensibler Praxis  

− Bereitstellung von leicht verständlichen Informationen zu Verfahren, Rechten und 
Unterstützungsangeboten für Rassismus-Betroffene; Stärkung der niedrigschwelli
gen psycho-sozialen Unterstützungsstrukturen für die Zielgruppe (z.  B. Peer-Bera
tung, Begleitung durch Vertrauenspersonen)  

− Prüfung der Einrichtung einer auf Rassismus-Vorfälle spezialisierten Anlaufstelle bei 
der Staatsanwaltschaft  
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− Sensibilisierung der Bevölkerung für die Möglichkeiten und die Bedeutung von Mel
dungen und Anzeigen von rassistischer Diskriminierung; Aufklärung über das ent
sprechende Vorgehen 

3.3 Datenerhebung und statistische Analysen  

3.3.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht60  
Das Postulat verlangt, dass die Regierung Massnahmen zu Datenerhebung und statisti
schen Analysen prüft. Es hält fest, dass es aktuell an einem umfassenden Monitoring fehle 
und betont die Notwendigkeit einer wiederkehrenden Analyse, um aufzuzeigen, «welche 
Bereiche wie [von Rassismus und Diskriminierung] betroffen sind sowie welche Massnah
men es braucht, um rassistische Diskriminierung effizient und über einen längeren Zeitraum 
im Kanton Zürich zu bekämpfen».  
Wie der Expertenbericht ausführt, verlangt auch das UNO-Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD) die systematische und regelmässige Erhe
bung von Daten bzw. ein nachhaltiges Monitoring der Umsetzung des Verbots der Rassen
diskriminierung. Art. 2 Abs. 2 ICERD verpflichtet die Vertragsstaaten, «wenn die Umstände 
es rechtfertigen, auf sozialem, wirtschaftlichem, kulturellem und sonstigem Gebiet beson
dere und konkrete Massnahmen» zu treffen, «um die angemessene Entwicklung und einen 
hinreichenden Schutz bestimmter Rassengruppen oder ihnen angehörender Einzelperso
nen sicherzustellen, damit gewährleistet wird, dass sie in vollem Umfang und gleichberech
tigt in den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten gelangen».  
Zur Messung (rassistischer) Diskriminierung werden sogenannte «equality data» bzw. 
Gleichstellungsdaten benötigt. Die Leitlinien zur Verbesserung der Erhebung und Nutzung 
von Gleichstellungsdaten der Kommission der Europäischen Union (EU) definieren Gleich
stellungsdaten als sämtliche Informationen, die für die Beschreibung und Analyse des Zu
stands der Gleichstellung nützlich sind. Diese Informationen können quantitativer oder quali
tativer Natur sein. Zu den Quellen für Gleichstellungsdaten gehören z. B. Befragungen der 
Bevölkerung, amtliche Statistiken, Erhebungen zu den Erfahrungen von Betroffenen, Erhe
bungen von Einstellungen in der Bevölkerung, Daten zu Beschwerden oder qualitative For
schungen wie Fallstudien.  
Der Hauptzweck der Erhebung von Daten zu rassistischer Diskriminierung besteht darin, 
das Ausmass und die Erscheinungsformen von Rassismus in den unterschiedlichsten Le
bensbereichen sichtbar zu machen. Damit kann nachvollzogen werden, wo Handlungsbe
darf besteht und wie bestehende Massnahmen gezielt weiterentwickelt werden können.  
Damit Rassismus in seiner ganzen Komplexität erfasst und analysiert werden kann, ist ein 
gemeinsames Begriffsverständnis und eine Unterscheidung zwischen individuellen, struktu
rellen und institutionellen Formen von Rassismus zentral. Dies ermöglicht eine differenzierte 
Datenerhebung und erlaubt es, über die Einzelfall-Ebene hinaus (soweit möglich) auch die 
strukturelle und institutionelle Dimension des Phänomens zu beleuchten (z. B. 

 
60 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 6. Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden aus 
Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  
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Benachteiligungen von Personen mit ausländisch konnotierten Namen beim Zugang zu 
staatlichen Dienstleistungen).  
Ein grund- und menschenrechtlich fundiertes System der Datenerhebung und des Monito
rings soll die kantonalen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger gemäss Ex
pertenbericht zudem in die Lage versetzen, auch versteckte Diskriminierungen und Diskri
minierungsrisiken zu erkennen und das Ausmass des Underreportings bzw. der Nicht-Mel
dung von Vorfällen sichtbar zu machen. Der Auftrag zur Erhebung der Daten sollte rechtlich 
gut verankert und möglichst dauerhaft angelegt sein. Zudem ist die zuständige Stelle mit 
den notwendigen Ressourcen für den Unterhalt und die bedarfsgerechte Weiterentwicklung 
des Monitoringsystems (einschliesslich der Durchführung und/oder Beauftragung einmaliger 
Studien) auszustatten.  
Die erhobenen Daten sollen es ferner auch erlauben, die Wirkungen von Massnahmen ge
gen Rassismus festzustellen und zu bewerten. Hierfür braucht es ein qualitatives und quan
titatives Wirkungsmodell, das sich an den Handlungsfeldern, den Instrumenten bzw. Mass
nahmen, den erbrachten Aktivitäten bzw. Leistungen (Output), ihren direkten Wirkungen 
(Outcome) sowie einem visionären Ziel (Impact) ausrichtet, die im Rahmen eines Massnah
menplans festgelegt worden sind.  

3.3.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Die für den Kanton Zürich verfügbaren Daten zu rassistischer Diskriminierung stammen ge
genwärtig vor allem von den im Unterkapitels 3.2 «Einfachere Meldeverfahren bei den Straf
verfolgungsbehörden» erwähnten Stellen:  

− Die ZüRAS dokumentiert sämtliche Fälle, die ihr gemeldet und/oder von ihr in der 
Beratung bearbeitet werden, und speist sie in das nationale Dokumentationssystem 
Rassismus (DoSyRa) des schweizweiten Beratungsnetzes für Rassismusopfer ein.61  

− Analog dazu halten die Meldestellen für Antisemitismus und antimuslimischen Ras
sismus die bei ihnen eingehenden Fälle fest, wobei die Daten der Meldestellen zu
sätzlich ins DoSyRa einfliessen.  

− Die kantonale Ombudsstelle erfasst ihre Beratungsfälle nach den Direktionen und 
Ämtern, in denen sie vorkommen, und führt in ihren Tätigkeitsberichten62 exemplari
sche Fallbeispiele auf, wovon in den letzten fünf Jahren zwei einen Bezug zu rassis
tischer Diskriminierung bzw. Racial Profiling hatten. 

− Die bei der Staats- und Jugendanwaltschaft eingehenden Fälle nach Art. 261bis StGB 
fliessen in die kantonale Kriminalstatistik ein. Sie werden durch die Staatsanwalt
schaft erfasst und an den Bund zur Aufnahme in die nationale Strafurteilsstatistik 
übermittelt.63  
 

 
61 Das Beratungsnetz für Rassismusopfer ist ein Zusammenschluss von derzeit 24 spezialisierten An
laufstellen in der Schweiz. Es dokumentiert und analysiert die ihm gemeldeten Beratungsfälle und 
publiziert dazu einen jährlichen Bericht. Vgl. Beratungsnetz für Rassismusopfer  
62 Vgl. Berichte – Ombudsstelle des Kantons Zürich  
63 Vgl. Statistik des BFS zu «Diskriminierung und Aufruf zu Hass StGB Art. 261bis: Straftaten, be
schuldigte und geschädigte Personen». Die kantonale Statistik wird aktuell nicht publiziert.  

https://www.network-racism.ch/rassismusberichte
https://ombudsstelle.zh.ch/berichte/
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home.assetdetail.36455963.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home.assetdetail.36455963.html
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Neben den genannten Daten, bei denen es sich im Wesentlichen um Fallzahlen handelt, 
existieren auf kantonaler Ebene einzelne bereichs- bzw. themenspezifische Erhebungen, 
die Benachteiligungen nach Herkunft, Religion oder rassifizierenden Zuschreibungen sicht
bar machen, so zwei Studien aus dem schulischen Bereich64 und eine Untersuchung zu Dis
kriminierungspotenzialen bei Disziplinarmassnahmen im Justizvollzug65.  
Die Wirkung bestehender Massnahmen zur Bekämpfung von Rassismus wird im Kanton 
Zürich derzeit kaum (allenfalls situativ bzw. punktuell) erhoben. 
Auf nationaler Ebene ist die Fachstelle für Rassismusbekämpfung des Bundes (FRB) mit 
dem Sammeln von Daten zu Rassismus und rassistischer Diskriminierung in der Schweiz 
betraut, die sich teilweise auch auf kantonaler Ebene auswerten lassen (für mehr dazu 
siehe unten). Sie publiziert seit 2012 alle zwei Jahre einen nationalen Bericht «Rassismus in 
Zahlen», der eine Synthese und Einordnung der national vorhandenen (statistischen) Infor
mationen zum Thema Rassismus vornimmt. In dem Bericht analysiert die FRB verschie
dene Datenquellen und dokumentiert mit deren Hilfe rassistische Diskriminierung in ihrer in
dividuellen, institutionellen und strukturellen Ausprägung.66  
Eine wesentliche Quelle der FRB ist die Erhebung «Zusammenleben in der Schweiz» 
(ZidS), welche vom BFS jährlich durchgeführt wird. Sie erhebt unter anderem Erfahrungen 
von Diskriminierung – einschliesslich rassistischer Diskriminierung – in der Bevölkerung und 
gibt Aufschluss darüber, wie das Zusammenleben der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
in der Schweiz von den Befragten wahrgenommen wird. Die ZidS zeigt, inwieweit Rassis
mus und Diskriminierung als gesellschaftliche Probleme eingeschätzt werden und wie gut 
die Integration funktioniert. Die gewonnenen Daten ermöglichen es, Entwicklungen in die
sen Bereichen über die Zeit zu beobachten.  
Im Hinblick auf diesen Fachbericht hat die Fachstelle Integration dem Statistischen Amt des 
Kantons Zürich (STAT) den Auftrag erteilt zu prüfen, ob die Daten der ZidS und weiterer na
tionaler und internationaler Erhebungen zu Rassismus und rassistischer Diskriminierung auf 
Kantonsebene ausgewertet werden können. Dabei kam das STAT zu dem Schluss, dass 
das Stichprobenvolumen (das heisst: die Menge an Daten) aus dem Kanton Zürich nur in 
der ZidS-Erhebung ausreichend ist, um verwertbare Resultate zu erzielen – und auch dies 
nur in Teilbereichen (vgl. Ziff. 0 «Rassismus in Zahlen»).67  

 
64 Beispielsweise weist ein Bericht im Auftrag des Volksschulamts (VSA) von 2023 auf Benachteili
gungen von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund, anderer Erstsprache oder aus so
zial benachteiligten Familien hin und nennt regionale Unterschiede als möglichen strukturellen Fak
tor. Vgl. Reduktion von Bildungsbenachteiligung in der Volksschule_Alliance Chance.  
Eine quantitative Analyse von Schullaufbahnen im Kanton Zürich aus dem Jahr 2016 zeigt, dass 
Schülerinnen und Schüler mit anderer Erstsprache und Nationalität häufiger Klassen wiederholen 
müssen oder in tiefere Leistungszüge eingeteilt werden. Die Ergebnisse machen zumindest Unter
schiede in den Bildungsverläufen entlang sprachlicher Kompetenzen sichtbar und liefern Anhalts
punkte für die weitere Prüfung möglicher diskriminierender Effekte. Vgl. Bericht «Bildungsverläufe 
während der obligatorischen Schulzeit, 2016».  
65 Vgl. KR-Nr. 51/2023 Anfrage (Rassismusprävention und -Bekämpfung im Justizvollzug).  
66 Vgl. Rassismus in Zahlen: Das Wichtigste in Kürze  
67 Zu den weiteren untersuchten Erhebungen zählen unter anderem das Modul «Sprache, Religion 
und Kultur» (ESRK) des BFS aus dem Jahr 2019, das Angaben zu rassistischer Diskriminierung ent
hält. Aufgrund unzureichender Fallzahlen für den Kanton Zürich erwiesen sich diese Daten jedoch als 
nicht auswertbar. Auch weitere nationale Studien – etwa das Schweizer Haushalt-Panel (SHP), der 

https://chanceplus.ch/wp-content/uploads/2023/12/Paper_VSA_Bildungsbenachteiligung_def._final.pdf#%3A~%3Atext%3DWohnort%20als%20mildernder%20oder%20verst%C3%A4rkender%2Cin%20sozial%20heterogeneren%20Schulen%20geringere
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/bildung/bildungssystem/studien/bildungsverlaeufe_waehrend_der_obligatorischen_schulzeit_bericht.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/bildung/bildungssystem/studien/bildungsverlaeufe_waehrend_der_obligatorischen_schulzeit_bericht.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://parlzhcdws.cmicloud.ch/parlzh5/cdws/Files/e4f76778069d4dda924b1e92e95c7e05-332/1/pdf
https://www.frb.admin.ch/de/rassismus-in-zahlen
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/erhebungen/esrk.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bevoelkerung/erhebungen/esrk.html
https://forscenter.ch/projekte/swiss-household-panel/documentation/?lang=de
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3.3.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Wie der obenstehende Überblick zeigt, werden im Kanton Zürich zwar Daten zu rassisti
scher Diskriminierung erhoben; ein umfassenderes Monitoring – wie etwas das Rassismus-
Monitoring der FRB – besteht jedoch nicht. Die für den Kanton vorhandenen Daten stam
men neben der Strafurteilsstatistik mehrheitlich aus dem Beratungs- und Meldestellenbe
reich und werden aktuell nicht für den Kanton Zürich, sondern lediglich im Rahmen der nati
onalen Berichterstattung des Beratungsnetzes für Rassismusopfer publiziert.68  
Die kantonalen Daten bilden Vorfälle lediglich auf individueller Ebene und in begrenztem 
Umfang ab (aufgrund der hohen Dunkelziffer). Aussagen zu Einstellungen, Wahrnehmun
gen sowie strukturell und institutionell bedingter rassistischer Diskriminierung sind damit nur 
eingeschränkt möglich. Aus nationalen Erhebungen, welche sich solchen Aspekten widmen, 
lassen sich wiederum nur bedingt spezifische Aussagen zum Kanton Zürich ableiten, wenn
gleich angenommen werden kann, dass sich die nationale Situation grösstenteils mit derje
nigen im Kanton deckt.  
Des Weiteren wird die Wirkung bestehender Massnahmen zur Prävention- und/oder Be
kämpfung von Rassismus im Kanton Zürich allenfalls situativ bzw. punktuell erhoben, aber 
nicht systematisch evaluiert. Dies hängt auch damit zusammen, dass bislang kein gemein
sam entwickelter Rahmen für Wirkungsorientierung vorliegt, der (qualitativ und quantitativ) 
erfassbare Ziele sowie begleitende Evaluationsinstrumente (wie z. B. themen- oder projekt
spezifische Studien) festlegt.  
Die Forschung ist sich einig, dass eine fundierte und differenzierte Datengrundlage, welche 
beispielsweise auch Mehrfachdiskriminierungen berücksichtigt, unabdingbar ist, um Rassis
mus in all seinen Dimensionen – individuell, institutionell, strukturell – sichtbar zu machen, 
politische Entscheidungen im Bereich Antirassismus zu begründen, Massnahmen zu ergrei
fen und systematisch zu evaluieren. Gestützt auf den Expertenbericht und die Anregungen 
des Sounding Boards empfiehlt die Fachstelle Integration daher zu prüfen, ob und gegebe
nenfalls wie ein kantonales Rassismus-Monitoring aufgebaut werden soll bzw. kann. Dieses 
Monitoring soll die auf Bundes- und Kantonsebene bestehenden quantitativen und qualitati
ven Datenquellen soweit möglich miteinander verknüpfen und auf diese Weise sowohl wis
senschaftlich fundierte als auch politisch anschlussfähige Auswertungen ermöglichen.69 Da
bei ist auch zu prüfen, ob bestehende nationale Datenerhebungen im Hinblick auf ein natio
nales Monitoring gezielt erweitert werden können. 
In diesem Zusammenhang soll überdies geprüft werden, in welchen Bereichen die beste
henden Daten ausreichende Erkenntnisse zur Begründung von Massnahmen liefern können 
und wo hierfür ergänzende Indikatoren bzw. Studien notwendig sind. Dabei sollen insbeson
dere diejenigen Bereiche in den Blick genommen werden, in denen der Schutz vor 

 
European Social Survey (ESS), die European Values Study (EVS), die SHARE-Erhebung (Survey of 
Health, Ageing and Retirement in Europe), MOSAIC-ISSP sowie die NCCR-Umfrage – wurden we
gen zu geringer kantonaler Fallzahlen (meist n < 1000) ausgeschlossen.  
68 Vgl. Auswertungsberichte.  
69 Im Hinblick auf eine intersektionale Datenerhebung kann als Orientierung beispielsweise auf die 
vom Bund erlassenen Richtlinien zur geschlechterreflektierten Analyse verwiesen werden, welche die 
systematische Erfassung von Geschlechtereffekten in Studien und statistischen Daten fördern. Vgl. 
dazu die entsprechende Medienmitteilung des Bundesrates vom 31. Januar 2024. 

https://www.europeansocialsurvey.org/about/national-pages/switzerland/schweiz
https://europeanvaluesstudy.eu/methodology-data-documentation/data-and-documentation/
https://share-eric.eu/
https://forscenter.ch/news/?showcontent=34529#news_34529
https://nccr-onthemove.ch/research/migration-mobility-survey/migration-mobility-survey-indikatoren-de/
https://www.network-racism.ch/rassismusberichte
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=99892


 
 

 
 
Seite 31/54 
 
 

Diskriminierung nach Einschätzung der Fachleute besonders zentral ist, namentlich im Poli
zeiwesen, im Bildungsbereich sowie auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt. Auch bei sen
siblen Verwaltungsprozessen wie Einbürgerungen könnte die Erfassung zusätzlicher Daten 
(z. B. zur kommunalen Entscheid-Praxis bei abgelehnten oder zurückgezogenen Gesuchen) 
sinnvoll sein, um mögliche Diskriminierungen zu erkennen und entsprechende Gegenmass
nahmen zu ergreifen.  
Ferner soll die erwähnte Prüfung berücksichtigen, dass rein quantitative Auswertungen – 
z. B. der Anzahl Vorwürfe gegen Vollzugsbehörden – nicht immer genügen, um fundierte 
Aussagen zu einem allfälligen Handlungsbedarf machen zu können, sondern dass die vor
handenen Zahlen kontextualisiert und ggf. mit qualitativen Aussagen abgeglichen werden 
müssen.70  
Die Fachstelle Integration ist sich bewusst, dass der Aufbau und Betrieb eines Monitoring
systems mit grossem Aufwand verbunden sind. Um diesen Aufwand zu minimieren und die 
Reichweite des Monitorings zu optimieren, ist zu prüfen, ob die rassismusbezogenen Daten 
im Rahmen eines übergreifenden Diskriminierungsmonitorings erhoben werden können, wie 
es im Projekt zur Erarbeitung des kantonalen Massnahmenplans Diskriminierungsschutz 
(MPD) angedacht ist. Zudem erscheint eine Zusammenarbeit mit anderen Kantonen – bei
spielsweise bei qualitativen Studien oder gemeinsamen Monitoring-Instrumenten – als mög
liche Handlungsoption.  
Schliesslich ist bei der Erarbeitung des Massnahmenplans gegen Rassismus (MPR) darauf 
zu achten, dass die Wirkung der getroffenen Massnahmen möglichst einfach überprüft wer
den kann. Für die Wirkungsmessung empfiehlt die Fachstelle Integration, qualitative Erhe
bungsmethoden wie Fokusgruppeninterviews einzusetzen und die betroffenen Zielgruppen 
einzubeziehen. Wo die Zielgruppen weniger klar definiert werden können oder schlechter 
erreichbar sind (z. B. bei Informationskampagnen, die sich an die breite Öffentlichkeit oder 
an spezifische Betroffenen-Gruppen richten), müssen alternative Methoden ausgearbeitet 
werden.  

3.3.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR soll sich an folgenden Zielen orientieren:  

1. Der Kanton Zürich verfügt über eine verlässliche, regelmässig aktualisierte qualita
tive und quantitative Datengrundlage, die das Vorkommen rassistischer Diskriminie
rung in unterschiedlichen Dimensionen und Lebensbereichen sichtbar macht und als 
Basis für die Entwicklung, Überprüfung und Anpassung von Massnahmen dient. 

2. Der Kanton Zürich achtet darauf, dass die Umsetzung des Massnahmenplans gegen 
Rassismus (MPR) regelmässig evaluiert wird und die Massnahmen – wo möglich 
und sinnvoll – auf ihre Wirkung hin überprüft werden.  
 

 
70 So führt die repressive Durchsetzung des Rechts bei den Betroffenen naturgemäss zu Missfallen 
und möglicherweise auch zum Gefühl, ungerecht behandelt zu werden, was sich in ungerechtfertig
ten Vorwürfen gegen die mit solchen Aufgaben betrauten Behörden niederschlagen kann. Es muss 
somit auch eine inhaltliche Prüfung und Verifizierung der erhobenen Vorwürfe stattfinden, bevor die 
Daten ausgewertet werden können.  
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Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Entwicklung eines kantonalen Monitorings zu (rassistischer) Diskriminierung, basie
rend auf einer Analyse der vorhandenen qualitativen und quantitativen Datenquellen, 
in Kooperation mit Stellen, welche über relevante Expertise verfügen (statistische 
Ämter, Beratungsangebote, Forschungseinrichtungen), und unter Beachtung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen (insbesondere Datenschutz)  

− Entwicklung eines nachvollziehbaren Wirkungsmodells (Input – Output – Outcome – 
Impact) entlang der im MPR gesetzten Handlungsfelder  

− Vergabe von Aufträgen an unabhängige Stellen zur Durchführung von Studien, Eva
luationen etc. in Handlungsfeldern, in denen besondere Herausforderungen mit (ras
sistischer) Diskriminierung bestehen  

− Prüfung der Zusammenarbeit mit anderen Kantonen, Städten und dem Bund mit 
dem Ziel, Ressourcen zu bündeln (z. B. für die Entwicklung des oben erwähnten Mo
nitorings oder die Durchführung von Studien)  
 

3.4 Präventive Massnahmen und Sensibilisierung 
in verschiedenen Bereichen des gesell
schaftlichen Zusammenlebens  

3.4.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht71  
Das Postulat fordert vom Regierungsrat, präventive Massnahmen und Sensibilisierung in 
verschiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu prüfen. Es hält ferner 
fest, dass Beratungen zwar sehr wichtig seien, jedoch nicht ausreichten, um Minderheiten 
zu schützen und (rassistische) Diskriminierung effizient und längerfristig zu bekämpfen. Mit 
diesem Zusatz wird laut Expertenbericht klar, dass der Regierungsrat die Antirassismusar
beit bei der Erarbeitung des geforderten Massnahmenplans breit in den Blick nehmen soll.  
Diese breite Betrachtungsweise zeigt sich, wie der Expertenbericht darlegt, auch im UNO-
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD). Dieses 
verpflichtet die Vertragsstaaten dazu, «mit allen geeigneten Mitteln» eine Politik zu verfol
gen, mit der Rassendiskriminierung beseitigt wird (Artikel 1 Absatz 1). Zu diesen «geeigne
ten Mitteln» zählen auch Prävention und Sensibilisierung, welche das Übereinkommen als 
zwei gewichtige, voneinander unterschiedliche und zugleich eng miteinander verbundene 
Zielsetzungen in der Bekämpfung der Rassendiskriminierung versteht.  
Mit Blick auf das Ziel der Sensibilisierung müssen die Vertragsstaaten «unmittelbare und 
wirksame Massnahmen, insbesondere auf dem Gebiet des Unterrichts, der Erziehung, 

 
71 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 3. Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden aus 
Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  
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Kultur und Information, […] treffen, um Vorurteile zu bekämpfen, die zu Rassendiskriminie
rung führen […]» (Art. 7 ICERD).  
Mit Fokus auf das Ziel der Prävention sind die Vertragsstaaten verpflichtet,  

− «dafür zu sorgen, dass alle staatlichen und örtlichen Behörden und öffentlichen Ein
richtungen im Einklang» mit dem Verbot der Rassendiskriminierung handeln (Art. 2 
Abs. 1 Bst. a Teilsatz 2 ICERD);  

− «alle Gesetze und sonstigen Vorschriften zu ändern, aufzuheben oder für nichtig zu 
erklären, die eine Rassendiskriminierung – oder dort, wo eine solche bereits besteht, 
ihre Fortsetzung – bewirken» (Bst. c); «jede durch Personen, Gruppen oder Organi
sationen ausgeübte Rassendiskriminierung […] einschliesslich der durch die Um
stände erforderlichen Rechtsvorschriften» zu verbieten (Bst. d); sowie  

− «alle eine Rassenintegrierung anstrebenden Organisationen und Bewegungen zu 
unterstützen und allem entgegenzutreten, was zur Rassendiskriminierung beiträgt» 
(Bst. e).  
 

In Fachkreisen herrscht gemeinhin folgendes Verständnis von Prävention und Sensibilisie
rung vor: Mit Massnahmen zur Prävention wird bezweckt, Personen und Institutionen so 
aufzustellen, dass sie möglichst keine (rassistischen) Diskriminierungen begehen und wo 
immer möglich helfen, Diskriminierungen abzubauen. Sensibilisierungsmassnahmen sorgen 
dafür, dass die Aufmerksamkeit und das Verständnis der Angesprochenen für das Problem 
des Rassismus bzw. der Diskriminierung im Allgemeinen geschärft und sie in der Entwick
lung und Umsetzung von Gegenmassnahmen unterstützt werden.  
Sensibilisierung hat also den Zweck und ist zugleich eine Voraussetzung für Prävention. 
Entscheidend für die Wirksamkeit von Sensibilisierungs- und Präventionsmassnahmen ist, 
dass sie nicht nur auf Einstellungs-, sondern auch auf Verhaltensänderungen zielen. Sie 
sollen die Teilnehmenden also dazu bewegen, einen aktiven Beitrag zur Verhinderung oder 
zumindest zum Abbau von Rassismus in der Gesellschaft zu leisten. Sensibilisierung und 
Prävention sind überdies nur dann nachhaltig wirksam, wenn die entsprechenden Massnah
men aufeinander aufbauen, sich wiederholen und institutionell verankert werden. Wichtig ist 
ferner, dass sie von einer starken Führung mitgetragen werden, möglichst spezifisch sind, 
sich an den Zielen und Prozessen der involvierten Organisation(en) orientieren und insbe
sondere auch Entscheidungsträgerinnen und -träger adressieren.  
Zu den bewährten Mitteln der Sensibilisierung und Prävention zählen laut Expertenbericht  

− das Recht (vgl. Unterkapitel 3.2 «Einfachere Meldeverfahren»);  

− die Information und Aufklärung (z. B. Verhaltensanleitungen oder Verhaltenskodizes, 
Veranstaltungen wie Schulungen und Workshops);  

− die Beratung von Einzelpersonen und Institutionen;  

− das «Mainstreaming» (d. h. die systematische Verbreitung und Verankerung nicht-
diskriminierender Haltungen und Praktiken in einer Organisation);  

− die Erinnerungskultur (z. B. Ausstellungen, die vergangenes Unrecht im Lichte ge
genwärtiger Entwicklungen reflektieren) und  
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− das «Campaigning» bzw. die Unterstützung und Durchführung von öffentlichkeits
wirksamen Kampagnen zu Rassismus-Themen.  
 

Schliesslich sieht der Expertenbericht auch das «Empowerment» – also die Selbstermächti
gung von Rassismusbetroffenen – und das «Powersharing» – also das bewusste Teilen von 
Macht und Privilegien mit Rassismusbetroffenen – als geeignete Ansätze zur Prävention 
und Sensibilisierung.  

3.4.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Die für diesen Fachbericht genutzten Quellen (vgl. Ziff. 1.2.2) zeigen, dass in den Verwal
tungsbereichen des Kantons Zürich viel Wissen und Erfahrung bezüglich der Prävention 
von und Sensibilisierung zu (rassistischer) Diskriminierung vorhanden ist. Dabei werden un
terschiedliche Formen der Prävention/Sensibilisierung angewendet (z. B. Leitfäden und 
Strategien, Schulungen und Weiterbildungen, Projektförderung, Kampagnen etc.) und unter
schiedliche Zielgruppen angesprochen (z. B. Mitarbeitende und potenzielle Bewerberinnen 
und Bewerber, Leistungsbeziehende bzw. «Kundinnen und Kunden», aber auch die allge
meine Bevölkerung).  
Aus Platzgründen beschränken wir uns im vorliegenden Abschnitt auf die Darlegung der 
Präventions- und Sensibilisierungsbestrebungen in den Bereichen Diskriminierungsschutz 
und Gleichstellung (bzw. allgemeinen Gleichbehandlung), Polizei und Justiz sowie Schu
len/Bildung, zu denen in den vergangenen Jahren politische Anfragen eingingen (vgl. 
Ziff. 2.3 «Aktuelle politische Bestrebungen»). Sie stehen exemplarisch für ähnliche Aktivitä
ten in anderen Bereichen der Verwaltung.  

3.4.2.1 Diskriminierungsschutz und Gleichstellung  
Es liegt auf der Hand, dass die Prävention und Sensibilisierung in Bezug auf (rassistische) 
Diskriminierung insbesondere für die diejenigen kantonalen Stellen von grosser Bedeutung 
ist, bei denen der Diskriminierungsschutz bzw. die Gleichstellung aller oder spezifischer Be
völkerungsgruppen zu den Kernaufgaben gehört (vgl. Unterkapitel 3.6 «Aufbau einer Fach
stelle gegen Rassismus»).  
Die Fachstelle Integration informiert und sensibilisiert Fachpersonen und die Bevölkerung 
zum Thema Rassismus (unter anderem mit einer Website72), vernetzt die Akteurinnen und 
Akteure im Bereich der Rassismusbekämpfung und fördert Sensibilisierungsprojekte zivilge
sellschaftlicher Organisationen (vgl. Unterkapitel 3.5 «Stärkere Unterstützung zivilgesell
schaftlicher Organisationen»). Des Weiteren unterstützt sie die Gemeinden bei der Durch
führung eigener Präventions- und Sensibilisierungsmassnahmen sowie bei der rassismus
sensiblen Umsetzung ihres Förderauftrags.73  

 
72 Vgl. Schutz vor rassistischer Diskriminierung | Kanton Zürich  
73 So hat die Fachstelle vor dem Hintergrund der sehr negativen bis offen rassistischen Medienbe
richterstattung 2024 ein Angebot aufgebaut, das den Einbezug interkultureller Vermittlerinnen und 
Vermittler in die Begleitung von Roma mit Schutzstatus S ermöglicht und auf diese Weise zu einer 
besseren Verständigung zwischen den Roma-Familien und den Sozialdiensten sowie zum Abbau 
von Vorurteilen in der Bevölkerung beiträgt.  

https://www.zh.ch/de/migration-integration/integration/schutz-vor-rassistischer-diskriminierung.html#%3A~%3Atext%3DDie%20Z%C3%BCrcher%20Anlaufstelle%20Rassismus%20%E2%80%93%20Z%C3%BCRAS%2CAsylorganisation%20Z%C3%BCrich%20(AOZ)%20betrieben.
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Die Koordinationsstelle Teilhabe unterstützt Projekten, welche die politische Partizipation 
verschiedener Bevölkerungsgruppen stärken und bietet Sensibilisierungs- und Weiterbil
dungsveranstaltungen zu Diskriminierungsschutz-Themen für Verwaltungsmitarbeitende 
und andere Zielgruppen an. Darüber hinaus koordiniert sie die Erarbeitung des Massnah
menplans gegen Diskriminierung im Rahmen der aktuellen Legislaturziele des Regierungs
rates (vgl. Ziff. 1.2.1 zur «Einbettung und Funktion» dieses Fachberichts).  
Die Fachstelle Gleichstellung arbeitet aktuell an der kantonalen Gleichstellungsstrategie, 
worin sie Gleichstellungspolitik intersektional denkt. Sie bietet zudem Schulungen für ver
schiedene Zielgruppen bezüglich Gleichstellungsthemen an. Die Fachstelle hat im Rahmen 
des Postulats KR-Nr. 377/2020 betreffend «Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Mass
nahmen gegen Hasskommunikation»74, eine Studie zur Thematik LGBTIQ+ und Hassrede 
in Auftrag gegeben, die auch Schnittstellen zur Rassismusprävention aufzeigt.  
Die ebenfalls in der JI angesiedelte Fachstelle Religion75, welche für die Pflege der Bezie
hungen zwischen der Zürcher Regierung und den Religionsgemeinschaften im Kanton zu
ständig ist, beteiligt sich an verschiedenen Weiterbildungsprojekten für religiöse Akteurinnen 
und Akteure, darunter das Projekt «Zürich-Kompetenz» zur Weiterbildung von Imamen und 
muslimischen Betreuungspersonen. Auf diese Weise trägt sie zu mehr Akzeptanz religiöser 
Diversität im Kanton bei. 2025 hat die Fachstelle eine interkantonale Weiterbildung für pri
vatrechtlich organisierte Religionsgemeinschaften durchgeführt. Ein Projekt zu Antisemitis
mus und Erinnerungskultur ist in Arbeit.  
Die kantonale Fachstelle Fahrende76 der Baudirektion (BD), hat ein internes Handbuch für 
den verwaltungsinternen Umgang mit Anliegen der Fahrenden (i. e. der Schweizer Jeni
schen und Sinti) erarbeitet. Zudem ist sie an der Sicherung und Instandsetzung von Stand- 
und Durchgangsplätzen für Fahrende beteiligt. Parallel dazu führt die Fachstelle partizipa
tive Austauschformate mit Gemeinden und Vertretenden der Fahrenden durch, um Zustän
digkeiten zu klären und die Aufgaben der involvierten Ämter (das Amt für Raumplanung, 
ARE, sowie das Hochbau- und Tiefbauamt) mit Bezug auf die Fahrenden zu koordinieren.  

3.4.2.2 Polizei- und Justizwesen  
Rassismusprävention spielt auch im Polizei- und Justizwesen eine wichtig Rolle. Im Leitbild 
der Kantonspolizei Zürich ist festgeschrieben, dass dienstliches Handeln frei von Vorurtei
len sein muss – insbesondere hinsichtlich ethnischer Herkunft, Religion, Geschlecht oder 
sexueller Orientierung.77 Dieser Grundsatz wird in Dienstvorschriften über das polizeiliche 
Handeln konkretisiert. Entsprechend bezieht die Kantonspolizei die Thematiken «Racial 
Profiling» und Diskriminierungsschutz seit vielen Jahren in ihre Arbeit ein und verfügt seit 
2017 über eine interne Dienstanweisung zur Durchführung von Personenkontrollen. Bereits 
bei der Auswahl und Ausbildung von Polizeiaspirantinnen und -aspiranten sowie in der Wei
terbildung der Polizeifunktionärinnen und -funktionäre sind entsprechende Inhalte, z. B. 

 
74 Vgl. Kantonsrat Zürich | Geschäfte | Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen 
Hasskommunikation 
75 Vgl. Fachbereich Religion | Kanton Zürich  
76 Vgl. Fahrende | Kanton Zürich 
77 Unveröffentlichter Bericht des Kantons Zürich zum kombinierten 13. – 16. Staatenbericht der 
Schweiz an den UNO-Ausschuss (CERD) 

https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=d463146e155b46589279b3228ea48c01
https://www.zh.ch/de/direktion-der-justiz-und-des-innern/fachbereich-religion.html
https://www.zh.ch/de/planen-bauen/raumplanung/fahrende.html
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«Ethik und Menschenrechte» und «Interkulturelle Kompetenz» verankert (vgl. KR-Nr. 
371/2016, KR-Nr. 481/2020, KR-Nr. 11/2021, KR-Nr. 156/2023, KR-Nr. 287/2025).  
Die Kantonspolizei verfügt zudem über eine Fachstelle «Brückenbauer», welche für die Be
ziehungspflege zu migrantischen und religiösen Organisationen zuständig ist. Sie fördert 
das Verständnis und die Verständigung zwischen Polizeiangehörigen und migrantischen 
Personen und hilft, Vorurteile auf beiden Seiten abzubauen. Intern trägt die Fachstelle zur 
Förderung eines diversitätsbewussten Verständnisses des Korps bei. Im Weiteren initiierte 
die Kantonspolizei beim Schweizerischen Polizei-Institut den Kurs «Diskriminierung und 
Hate Crime», der sich an Mitarbeitende von Polizeikorps, Staats- und Jugendanwaltschaf
ten richtet und unter anderem Wissen im Bereich Hassreden im Kontext von Extremismus, 
«Racial Profiling» und sexueller Orientierung vermittelt.  
Bei der kantonalen Staatsanwaltschaft ist die Sensibilisierung für rassistische Diskriminie
rung Bestandteil der Grundausbildung für Assistenzstaatsanwältinnen und -anwälte. 2025 
wurde zudem eine Sensibilisierungs- und Ausbildungskampagne zu verschiedenen Diskri
minierungsformen durchgeführt, darunter Hate-Crime, Rassismus und LGBTQI+-Rechte.78 
In der Jugendstrafrechtspflege wird sowohl bei der Rekrutierung von Mitarbeitenden als 
auch im beruflichen Handeln besonderes Gewicht auf eine diskriminierungssensible und 
wertefreie Haltung gegenüber Religion, Kultur und ethnischer Zugehörigkeit gelegt. 
Im Justizvollzug und in der Wiedereingliederung (JuWe) werden Mitarbeitende im Rahmen 
von Schulungen und Praxistrainings für rassistische Diskriminierung sensibilisiert. Themen 
wie diskriminierender Sprachgebrauch, der Umgang mit grenzverletzendem Verhalten so
wie die Reflexion eigener Handlungskompetenzen sind zentrale Bestandteile der Weiterbil
dungen. Gruppenleitende werden gezielt darin geschult, diskriminierendes Verhalten anzu
sprechen und einzuordnen.79 
Im Rahmen der sogenannten «Lernreise» für Justizvollzugsmitarbeitende wird rassistische 
Diskriminierung anhand von Simulationsfällen behandelt – insbesondere im Kompetenzbe
reich «ethisches Verhalten». Auch das Praxistraining «Ressourcenorientierte Betreuung» 
fördert eine vertiefte Auseinandersetzung mit kulturellen Normen und Werten.  
Diversitätsorientierte Rekrutierungsprozesse werden durch den Einsatz strukturierter Ver
fahren wie Online-Assessments (Win4JI) angestrebt, um Diskriminierungsrisiken zu reduzie
ren. Das Projekt SMAZH ermöglicht mithilfe von Übersetzungstools auf Tablets eine mehr
sprachige Verständigung im Vollzugsalltag. Zudem werden religiöse Bedürfnisse berück
sichtigt – etwa durch Angebote wie koscheres Essen, begleitete Fastenzeiten im Ramadan 
oder seelsorgerische Betreuung.  
Die interne Forschungsabteilung (F&E) untersucht unter anderem institutionelle Ungleichbe
handlung, Sprachbarrieren und Disziplinarmassnahmen im Justizvollzug mit dem Ziel, struk
turelle Verbesserungen anzustossen.  

 
78 Unveröffentlichter Bericht des Kantons Zürich zum kombinierten 13. – 16. Staatenbericht der 
Schweiz an den UNO-Ausschuss (CERD) 
79 Unveröffentlichter Bericht des Kantons Zürich zum kombinierten 13. – 16. Staatenbericht der 
Schweiz an den UNO-Ausschuss (CERD) 
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3.4.2.3 Bildungswesen  
Die Schulen und Bildungsinstitutionen zählen zu den wichtigsten gesellschaftlichen Akteu
ren in der Präventionsarbeit. Der Antwort des Regierungsrates (Kr-Nr. 69a/2024) auf das 
dringliche Postulat 69/2024 «Aktionsplan gegen Antisemitismus und Rassismus an Schu
len» lässt sich entnehmen, mit welchen Massnahmen die Bildungsdirektion (BI) (rassisti
sche) Diskriminierung verhindert, bekämpft und die Lehrerinnen und Lehrer für das Phäno
men sensibilisiert. Unter anderem hat sie die Stelle eines «Gewaltbeauftragten im schuli
schen Umfeld» geschaffen, der im Rahmen seiner Tätigkeit auf den Zusammenhang zwi
schen Diskriminierung und Gewalt hinweist, Schulen zu den Themen Rassismus und Anti
semitismus sensibilisiert und sie bei Bedarf an zuständige Fachstellen vermittelt.  
Die Stiftung éducation 21 – Bildung für nachhaltige Entwicklung80 unterstützt Schulen bei 
der Umsetzung der Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE). Sie stellt dazu fachliche 
Grundlagen und Praxisbeispiele zur Förderung eines diskriminierungsfreien Schulklimas zur 
Verfügung, unter anderem mit dem Bericht «Rassismusfreie Schule im Kontext der Bildung 
für nachhaltige Entwicklung» (2025).81 
Das Volksschulamt (VSA) legt im Rahmen des Programms «QUIMS – Qualität in multikultu
rellen Schulen» ab dem Schuljahr 2027 einen Fokus auf das Thema «rassismussensible 
Schulkultur». QUIMS zielt auf die Schul- und Unterrichtsentwicklung an Schulen mit einem 
hohen Anteil von Kindern mit Migrationsgeschichte ab. Aktuell nehmen 154 Schulen am 
Programm teil (rund 40 Prozent der Schulen im Kanton Zürich). Es handelt sich vor allem 
um Schulen in sozioökonomisch benachteiligte Regionen, insbesondere in der Agglomera
tion der Stadt Zürich.  
Für Lehrpersonen, Schulleitungen und weitere Fachpersonen der Volksschule stehen Bera
tungs- und Coachingangebote zur Verfügung. Unterrichtsmaterialien zur Diversität und in
terkulturellen Verständigung werden ebenfalls bereitgestellt.  
Im Zuständigkeitsbereich des Mittelschul- und Berufsbildungsamts (MBA) bestehen ver
schiedene Aktivitäten, die mittelbar oder unmittelbar zur Prävention von Rassismus beitra
gen. Dazu zählen gezielte Weiterbildungen für Lehrpersonen, Schulleitungen und weitere 
schulische Fachpersonen, die den professionellen Umgang mit Vielfalt, Konflikt- und Krisen
situationen sowie mit diskriminierenden Vorfällen stärken. Ergänzend stehen Unterstüt
zungs- und Beratungsstrukturen zur Verfügung, namentlich mit der flächendeckenden Ein
führung der Schulsozialarbeit ab dem Jahr 2026. Zudem arbeitet das MBA im Rahmen von 
Präventions- und Sensibilisierungsangeboten mit externen Fachstellen zusammen. 
Auch im Unterricht wird das Thema «Rassismus und Antisemitismus» behandelt. Im Berufs
bildungsbereich ist es Bestandteil des allgemeinbildenden Unterrichts (ABU). An den Matu
ritätsschulen (Mittelschulen) erfolgt die Auseinandersetzung damit transversal über Fächer 
wie Geschichte, Staatskunde, Sprachen, Literatur sowie Ethik und Religion. In der Sekun
darstufe I vermittelt der Fachbereich Religion, Kulturen, Ethik Kompetenzen zum Umgang 
mit religiösen Traditionen und zur ethischen Urteilsbildung.  
Im Rahmen der Ausbildung an der Pädagogische Hochschule Zürich (PH Zürich) werden 
die Themen Rassismus und Antisemitismus in verschiedenen Vorlesungen und Modulen 

 
80 Vgl. Hunderte Bildungsinhalte. Eine Plattform. | education 21 
81 Vgl. Bericht «Rassismusfreie Schule im Kontext der Bildung für nachhaltige Entwicklung» (2025). 

https://www.education21.ch/de
https://www.education21.ch/sites/default/files/250819_Arbeitsdefinition-rassismusfreie-schule_de_PDF.pdf
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behandelt, um angehende Lehrpersonen für einen professionellen Umgang im Schulalltag 
zu befähigen. Zudem bietet die PH Zürich verschiedene Weiterbildungsangebote zum 
Thema Diskriminierung an, unter anderem im Bereich «Interkulturelle Kompetenz im Kon
text Schule». Diese finden in unterschiedlichen Formaten mit verschiedenen thematischen 
Schwerpunkten statt.  
Neben der PH Zürich investieren die Zürcher Hochschulen, namentlich die Universität Zü
rich (UZH), die Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) und die Zür
cher Hochschule der Künste (ZHdK), seit mehreren Jahren gezielt in die Themen Diversität, 
Gleichstellung und Antirassismus – sowohl auf organisatorischer Ebene als auch innerhalb 
einzelner Disziplinen. Sie verfügen über entsprechende Leitbilder und Strategien zur Förde
rung einer antirassistischen Wertehaltung in ihren Strukturen.  

3.4.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Die im vorangehenden Abschnitt präsentierten Beispiele zeigen, dass dem Schutz vor Dis
kriminierung mittels Sensibilisierung und Prävention in der Kantonsverwaltung bereits ver
schiedentlich Beachtung geschenkt wird. Diskriminierungssensibilität und -prävention wer
den dabei zunehmend als Bestandteile eines verbesserten «Service public» verstanden, mit 
dem Ziel, die Bedürfnisse einer vielfältigen «Kundschaft» und des eigenen Personals bes
ser zu erfassen und angemessen darauf einzugehen.  
Die dargestellten Präventions- und Sensibilisierungsaktivitäten verdeutlichen zwar das 
breite Engagement in verschiedenen Verwaltungsbereichen; gleichzeitig verweisen Studien 
und Analysen jedoch auf fortbestehende Problemlagen: Bei den Fachstellen, die den Auf
trag haben, Querschnittsthemen wie Rassismusprävention, Diskriminierungsschutz und/ 
oder die Gleichstellung der Geschlechter in der Verwaltung voranzutreiben, zeigt sich, dass 
deren Steuerungs- und Durchsetzungsmöglichkeiten gegenüber der Gesamtverwaltung be
grenzt sind. Mit Blick auf das Polizei- und Justizwesen wird von Fachleuten darauf hinge
wiesen, dass das Phänomen des «Racial Profiling» und andere Formen des institutionellen 
Rassismus’ weiterhin bestehen würden.  
Für das Bildungswesen hält eine neuere Studie der Eidgenössischen Kommission gegen 
Rassismus (EKR)82 fest, dass die vorhandenen Lehrmittel die gesellschaftliche Vielfalt in der 
Schweiz nur begrenzt widerspiegeln, Rassismus im heutigen Kontext nur punktuell themati
sieren und die historische Verflechtung der Schweiz in koloniale bzw. rassistische Struktu
ren nur unzureichend berücksichtigen würden. Gleichzeitig ist festzuhalten, dass der Lehr
plan 21 Rassismus und gesellschaftliche Vielfalt an mehreren Stellen aufgreift und die Lehr
mittel des Lehrmittelverlags des Kantons Zürich darauf abgestützt sind. Diese orientieren 
sich an seit 2014 geltenden Qualitätsansprüchen, insbesondere an einer inklusiven Sprache 
und Haltung; bei der Überarbeitung älterer Lehrmittel werden Inhalte, die heutigen Anforde
rungen nicht mehr entsprechen, entsprechend angepasst.  
Auch das Sounding Board vertritt die Ansicht, dass bezüglich der kritischen Auseinanderset
zung mit der Vergangenheit und der vorherrschenden Erinnerungskultur im schulischen Be
reich ein Defizit besteht. Es empfiehlt daher, diese an den Schulen – wie auch in anderen 

 
82 Vgl. EKR-Studien: Rassismus und Repräsentation gesellschaftlicher Diversität in Lehrmitteln 
(1380-D)  

https://www.ekr.admin.ch/publikationen/d107/1380.html
https://www.ekr.admin.ch/publikationen/d107/1380.html
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Bereichen der Gesellschaft – verstärkt zu fördern, was auch die Fachstelle Integration im 
Einklang mit der (historischen) Forschung als wichtig erachtet.  
Ein breiterer Blick auf die Thematik zeigt ferner, dass die kantonalen Sensibilisierungsmass
nahmen bislang meist auf Ämterebene erfolgen und wenig Austausch zwischen den zustän
digen Stellen besteht. Damit bleibt viel Potenzial zur Nutzung von Synergien sowie zur Wei
terentwicklung und Qualitätssicherung der Massnahmen (z. B. durch regelmässigen Erfah
rungsaustausch, gemeinsame Entwicklung von Schulungsformaten oder Wirkungsmessun
gen) ungenutzt.  
Interviews mit kantonalen Vertretenden verdeutlichen mithin, dass die Sensibilisierung für 
(rassistische) Diskriminierung – sowohl im Hinblick auf die Erbringung von Dienstleistungen 
als auch auf die interne Personalführung – je nach Amt bzw. Abteilung unterschiedlich hoch 
gewichtet und teils mehr reaktiv als proaktiv betrieben wird. Daneben offenbart sich in meh
reren Bereichen eine grosse Zurückhaltung gegenüber verpflichtenden Schulungsformaten, 
verbunden mit Unsicherheit im Umgang mit diskriminierenden Vorfällen. Aktuell verfügt zu
dem nur ein Teil der Verwaltungseinheiten über formelle Leitlinien zum Umgang mit Vielfalt 
und Diskriminierungsschutz. Auch ist die intersektionale Bearbeitung – etwa an der Schnitt
stelle von Gleichstellung, Migration oder Behinderung – aufgrund begrenzter Ressourcen 
nur eingeschränkt möglich.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden: Eine übergreifende Strategie für die nachhal
tige Verankerung antirassistischer Präventions- und Sensibilisierungsarbeit in allen Verwal
tungsbereichen – in Fachkreisen meist mit dem englischen Begriff «Mainstreaming» be
zeichnet (vgl. Ziff. 3.4.1) – oder verbindliche Angebote für die Schulung und Weiterbildung 
von Mitarbeitenden im Umgang mit Rassismus im Verwaltungskontext bestehen derzeit 
nicht. Beides wären nach Einschätzung dieses Fachberichts geeignete Instrumente, um 
Rassismus vorzubeugen und zu bekämpfen.  
Wie das Sounding Board zu Recht betont, ist bei der Erarbeitung solcher Präventions- und 
Sensibilisierungsmassnahmen zu beachten, dass sie auf die konkreten Herausforderungen 
abgestimmt sind, die sich in der jeweiligen Verwaltungseinheit im Zusammenhang mit dem 
Thema Rassismus stellen, und dass sie zielgruppen- und bedarfsgerecht umgesetzt wer
den.83 Dafür sollen passende Formate und Methoden entwickelt und die Massnahmen fach
lich begleitet werden.  
Entscheidend für den Erfolg der rassismuskritischen Sensibilisierungs- und Präventionsar
beit ist, dass sie in Verbindung mit institutionellen Öffnungsprozessen stattfindet bzw. in um
fassende Veränderungsprozesse (Transformationsprozesse) eingebettet ist, bei denen auch 
die Strukturen und die Kultur der jeweiligen Verwaltungseinheit mitberücksichtigt werden.84 
Es geht also nicht nur um die Durchführung einzelner Schulungen, sondern um die schritt
weise Weiterentwicklung von Strukturen, Arbeitsweisen und Organisationskulturen. Solche 

 
83 Als gutes Beispiel hierfür können die Anfang 2026 pilotweise durchgeführten Sensibilisierungs
workshops in den Untersuchungsgefängnissen des Kantons angeführt werden.  
84 Gemäss FRB erfolgt die institutionelle Öffnung stets auf der individuellen Ebene (also im Denken 
und Handeln der Mitarbeitenden) und auf der strukturellen Ebene, inklusive Strategie, Prozesse, Res
sourcen, Kultur und Rahmenbedingungen – und umfasst demnach sowohl Individuum als auch Struk
tur. Vgl. hierzu: Integrationspolitik und Diskriminierungsschutz, Öffnung der Institutionen – Leitfaden 
für die Praxis, FRB 2017 sowie ihre Roadmap (Kurzleitfaden) Institutionelle Öffnung. 

https://www.kip-pic.ch/media/w0llnvgs/oeffnung-der-institutionen_leitfaden-fuer-praxis_frb-2017.pdf
https://www.kip-pic.ch/media/w0llnvgs/oeffnung-der-institutionen_leitfaden-fuer-praxis_frb-2017.pdf
https://www.frb.admin.ch/dam/de/sd-web/YiUiuo89lNsJ/Roadmap%20%C3%96ffnung%20der%20Institutionen%20-%20Web%20Version.pdf
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Prozesse können ein breites Spektrum von Massnahmen beinhalten, die von den Verwal
tungseinheiten bedarfs- und kontextgerecht genutzt werden – etwa die Erarbeitung von Leit
bildern, internen Empfehlungen oder Qualitätsstandards, die «Haltungsarbeit» (bzw. die 
Auseinandersetzung mit Stereotypen und Vorurteilen), Sensibilisierungs- und Weiterbil
dungsangebote sowie die Überprüfung bestehender Prozesse und Dokumente.  
Um die Wirkung bestehender und geplanter Aktivitäten zu erhöhen, empfiehlt der Fachbe
richt schliesslich auch eine klare und differenzierte Begriffssetzung. Dabei sollte die Rassis
musprävention und -sensibilisierung als eigenständiges Handlungsfeld benannt und inner
halb umfassender Diversitäts- oder Gleichstellungsstrategien gezielt bearbeitet werden.  

3.4.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR soll sich an folgenden Zielen orientieren:  

1. Rassismusprävention und -sensibilisierung wird als Querschnittsthema von allen 
Verwaltungsbereichen berücksichtigt. Sie umfasst neben Bildungsangeboten auch 
strukturelle und (erinnerungs-)kulturelle Ansätze und erfolgt idealerweise im Rahmen 
von institutionellen Öffnungsprozessen.  

2. Mitarbeitende aller Hierarchiestufen haben Zugang zu regelmässig angebotenen, 
zielgruppengerechten Schulungen zu rassistischer Diskriminierung (und gegebenen
falls weiteren Diskriminierungsformen), die Wissensvermittlung mit der Förderung 
rassismus- bzw. diskriminierungssensiblen Handelns verbinden.  
 

Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Klärung der Zuständigkeiten und Abläufe in den Verwaltungseinheiten, mit Blick auf 
eine bessere Berücksichtigung der Rassismusprävention und -sensibilisierung als 
Querschnittsthema  

− Entwicklung und Bekanntmachung eines für alle Verwaltungsmitarbeitenden zu
gänglichen modularen Schulungs- und Weiterbildungsangebots und weiterer Sensi
bilisierungsinstrumente im Bereich Rassismus bzw. Diskriminierung (z. B. Leitbilder, 
interne Beratung, Überprüfung von Abläufen – einschliesslich Rekrutierungs- und 
Personalprozessen – sowie Massnahmen zur Organisations- und Kulturentwick
lung), unter Einbezug bestehender Angebote und Erkenntnisse85 

− Entwicklung zusätzlicher Sensibilisierungsinstrumente in Zuständigkeitsbereichen 
der Verwaltung mit besonderem Risiko für rassistische Vorkommnisse (gemäss Stu
dien zum Beispiel Bildung, Polizei und Justiz ) oder aktuellem Handlungsbedarf  

− Aktive Einbindung von Leitungs- und Kaderpersonen in die Präventions- und Sensi
bilisierungsaktivitäten  

− Unterstützung von Prozessen der institutionellen Öffnung in den Verwaltungseinhei
ten, inklusive Bereitstellung von geeigneten Hilfsmitteln  

 
85 Z. B. Erkenntnisse aus dem Pilot für Weiterbildungen zu verschiedenen Diskriminierungsformen in 
den Untersuchungsgefängnissen im Rahmen des Projekt «Erarbeitung MPD».  
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− Förderung von Projekten zur Rassismusprävention und antirassistischer Praxis (inkl. 
Erinnerungskultur)  
 

3.5 Stärkere Unterstützung zivilgesellschaftli
cher Organisationen  

3.5.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht86  
Im Postulat wird der Regierungsrat aufgefordert, im Zuge der Erarbeitung eines kantonalen 
Massnahmenplans gegen Rassismus auch eine stärkere Unterstützung zivilgesellschaftli
cher (nicht-staatlicher) Organisationen zu prüfen, wobei die Forderung nicht weiter konkreti
siert wird.  
Gemäss UNO-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
(ICERD) sind die Vertragsstaaten verpflichtet, «wo immer es angebracht ist, alle eine Ras
senintegrierung anstrebenden vielrassischen Organisationen und Bewegungen [mit allen 
Mitteln] zu unterstützen, sonstige Mittel zur Beseitigung der Rassenschranken zu fördern 
und allem entgegenzuwirken, was zur Rassentrennung beiträgt» (Art.l 1 Bst. e ICERD). Zu 
diesen Mitteln gehören nach einer Praxisstudie des europäischen Netzwerks der Gleichstel
lungsstellen (Equinet) unter anderem  

− Beratung und Empfehlungen,  

− Partnerschaften, Kooperationen und gemeinsame Projekte,  

− finanzielle Unterstützung sowie  

− Dialog und rechtliche Unterstützung.  
 

Unter das Stichwort «Beratung von zivilgesellschaftlichen Organisationen», lassen sich ver
schiedene Formen der institutionellen Unterstützung subsumieren, darunter Coaching und 
Supervision, Trainings, Begleitung der zivilgesellschaftlichen Beratungsarbeit (Angebot ei
ner Rückberatung bei schwierigen Fällen) sowie systemische Beratung und Organisations
beratung. Die Organisationsberatung bezweckt, Organisationen darin zu unterstützen, Ent
wicklungspotenziale zu eruieren sowie notwendige oder gewünschte Veränderungen in ih
ren Strukturen umzusetzen. Die systemische Beratung zielt darauf ab, eine Organisation 
darin zu unterstützen, sich strategisch so aufzustellen, dass sie auf gesellschaftliche Her
ausforderungen möglichst effektiv reagieren kann.  
Neben der institutionellen Beratung gehört auch die Förderung von Netzwerken zu den be
währten Mitteln der Unterstützung zivilgesellschaftlicher Organisationen. Über die Bildung 
von Netzwerken lassen sich personelle, soziale, kulturelle etc. Ressourcen bündeln und Sy
nergien bei der Umsetzung von Massnahmen gegen Rassismus schaffen. Zivilgesellschaft
liche Organisationen, die in der Antirassismusarbeit tätig sind, verfügen jedoch oftmals nicht 

 
86 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 4. Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden aus 
Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  
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über genügend Mittel, um Netzwerke zu bilden und/oder zu unterhalten. Sie sind darauf an
gewiesen, dass sie finanzielle Unterstützung für die Netzwerkarbeit erhalten, und zwar zu
sätzlich zu den Mitteln, die ihnen für ihre sonstige Arbeit gesprochen werden.  
Die Mittel für ihre sonstigen Tätigkeiten können den Organisationen auf unterschiedliche 
Weise zukommen: Via Projekt-, Struktur- oder Programmfinanzierung. Die Projektfinanzie
rung zielt darauf ab, zeitlich befristete Aktivitäten zu unterstützen Im Bereich der Antirassis
musarbeit stehen dabei in der Regel Präventions- und Sensibilisierungsaktivitäten im Fokus. 
Die Bedeutung der Projektfinanzierung besteht in erster Linie darin, Menschen und Organi
sationen dazu zu bewegen, sich kurz- oder mittelfristig in der Bekämpfung von Rassismus 
zu engagieren. Die Finanzierung von Strukturen ermöglicht es Organisationen darüber hin
aus, die personellen und infrastrukturellen Aufwendungen zu decken, die dafür notwendig 
sind, dass sie sich längerfristig auf dem Markt etablieren können. Die Strukturfinanzierung 
kann Organisationen überdies beim Aufbau von Kompetenzen helfen.  
Eine weitere Form finanzieller Unterstützung ist die Finanzierung von Programmen bzw. das 
Eingehen von strategischen Kooperationen mit dem Zweck, in bestimmten Handlungsfel
dern über einen längere Zeitraum hinweg Kompetenzen aufzubauen oder weiterzuentwi
ckeln. Die programmatische bzw. strategische und partnerschaftliche Zusammenarbeit zwi
schen dem Staat und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren ist ein wichtiges In
strument zur Stärkung der Zivilgesellschaft. Solche Kooperationen können verschiedenen 
Zwecken dienen:  

− dem systematischeren Austausch von Informationen und Erfahrungen,  

− der breiteren Sensibilisierung der Öffentlichkeit,  

− der Aufklärung oder Einbindung spezifischer Zielgruppen und nicht zuletzt  

− der besseren Verankerung zivilgesellschaftlicher Organisationen in der Bevölkerung 
und bei institutionellen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern.  
 

Erfahrungsgemäss entstehen viele Initiativen zur Bekämpfung von rassistischer Diskriminie
rung aus mehr oder weniger informellen Zusammenschlüssen engagierter Personen. Der 
Staat hat die Möglichkeit, Mittel zur Verfügung zu stellen, um solche «Pionierorganisatio
nen» dabei zu unterstützten, von der Pionierphase in eine nachhaltige Phase überzutreten. 
Neben den bereits genannten Elementen sollte eine nachhaltige und zielführende Unterstüt
zung zivilgesellschaftlicher Organisationen im Bereich der Antirassismusarbeit daher auch 
Angebote der Organisationsentwicklung umfassen.  

3.5.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Im Kanton Zürich engagiert sich eine Vielzahl von in Grösse, Form und Zweck unterschiedli
chen zivilgesellschaftlichen Organisationen mit hoher fachlicher und oftmals auch intersekti
onaler Expertise in der Antirassismusarbeit.  
Zu ihnen zählen anwaltschaftliche Organisationen wie Amnesty Schweiz und die Schweize
rische Flüchtlingshilfe (SFH), grosse Hilfswerke wie das Schweizerische Rote Kreuz (SRK), 
das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen (HEKS) und Caritas, religionsbasierte Institutionen 
wie das Zürcher Institut für interreligiösen Dialog (ZIID), der Verein IRAS COTIS, der 
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Schweizerische israelitische Gemeindebund (SIG), die Stiftung gegen Rassismus und Anti
semitismus (GRA) und die Vereinigung muslimischer Organisationen im Kanton Zürich 
(VIOZ) sowie kleinere, basisnahe Organisationen wie der Verein Solinetz, die Autonome 
Schule Zürich (ASZ), die Sans-Papiers Anlaufstelle Zürich (SPAZ), Brava, die Fachstelle 
Frauenhandel und Frauenmigration (FIZ), das Schwarzfeministische Netzwerk Bla*Sh oder 
die Radgenossenschaft der Landstrasse.  
Diese und weitere Organisationen bringen neben spezifischem Fachwissen und langjähriger 
Erfahrung in den Bereichen «gesellschaftliche Bewusstseinsbildung» und «Community Buil
ding» (gemeint ist das Zusammenbringen von Menschen, die gemeinsame Erfahrungen 
und/oder Ziele teilen) auch eine grosse Nähe zu Betroffenen-Gruppen mit. Sie leisten wert
volle Beiträge zur Sensibilisierung der Bevölkerung, in der direkten Unterstützung von Be
troffenen sowie im Coaching von Fachpersonen und Institutionen bei der Entwicklung von 
Antirassismus-Massnahmen.  
Die kantonale Verwaltung arbeitet auf vielfältige Weise mit zivilgesellschaftlichen Organisati
onen zusammen. Die Art und Weise der Zusammenarbeit, die oftmals über die Antirassis
musarbeit hinausgeht bzw. nicht immer spezifisch darauf fokussiert, wird im Folgenden un
terteilt in drei Kategorien anhand einiger aussagekräftiger Beispiele illustriert.  

3.5.2.1 Vernetzung und Austausch  
Einige Verwaltungsstellen stehen in regelmässigem, projektunabhängigem Austausch mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, etwa zwecks Vertrauensbildung und/oder gegenseiti
ger Informationsvermittlung. Die Fachstelle Integration unterhält ein Netzwerk von migranti
schen und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen und fördert deren Vernetzung un
tereinander. Die Fachstelle «Brückenbauer» der Kantonspolizei pflegt Kontakte zu migranti
schen und religiösen Organisationen und Personen aus den unterschiedlichsten Diaspora-
Gemeinschaften, um Vertrauen auf- und Vorurteile (auf allen Seiten) abzubauen. Die Fach
stelle Religion steht in regelmässigem Dialog mit religiösen Gemeinschaften sowie mit Ein
richtungen wie dem ZIID oder dem Forum der Religionen und fördert auch den Dialog zwi
schen diesen.  

3.5.2.2 Projektfinanzierung und Leistungseinkauf  
Daneben fördern verschiedene kantonale Stellen Projekte zivilgesellschaftlicher und weite
rer Partnerorganisationen oder kaufen deren Dienstleistungen ein und unterstützen die Or
ganisationen auf diese Weise finanziell.  
Die Fachstelle Integration stellt im Rahmen der Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) 
Fördermittel für zivilgesellschaftliche Projekte im Bereich Umgang mit Vielfalt und Diskrimi
nierungsschutz bereit.87 Die Fachstelle Kultur der JI unterstützt Kulturinstitutionen mit einem 
spezifischen Förderinstrument bei der Zusammenarbeit mit Selbstvertretungsorganisationen 
mit dem Zweck, die kulturelle Teilhabe benachteiligter Gruppen zu fördern. Aktuell erhalten 
19 Kulturinstitutionen einen solchen «Transformationsbeitrag Kulturelle Teilhabe»88; sieben 
davon arbeiten zum Thema ethnisch-kulturelle Herkunft, drei explizit zum Thema 

 
87 Vgl. Förderung von Integrationsprojekten | Kanton Zürich  
88 Vgl. Institutionen | Kanton Zürich 

https://www.zh.ch/de/migration-integration/integration/foerderung-integrationsprojekte.html
https://www.zh.ch/de/sport-kultur/kultur/kulturfoerderung/institutionen.html#1828514839
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Antirassismus.89 Das Amt für Raumentwicklung (ARE) unterstützt im Kontext von Zwischen
nutzungen und partizipativen Planungsprozessen integrative soziokulturelle Projekte zivilge
sellschaftlicher Akteurinnen und Akteure. Dazu gehören unter anderem Initiativen zur Nut
zung von Räumen durch die Jugend, zur Schaffung von Begegnungsräumen sowie zur 
Stärkung kultureller Teilhabe im öffentlichen Raum.  
Des Weiteren beziehen zahlreiche Verwaltungsstellen bei Bedarf Leistungen zivilgesell
schaftlicher Organisationen, die in der Antirassismusarbeit tätig sind, darunter Schulungen 
und Weiterbildungen für Mitarbeitende und weitere Zielgruppen sowie Beratungen und 
Coachings für Fachpersonen. Beispielsweise ermöglicht die Bildungsdirektion (BI) Schulen 
den Zugang zu externen Beratungs- und Coachingangeboten, die sie im Umgang mit (ras
sistischer) Diskriminierung unterstützen. Ausserdem können Begegnungsprojekte und Sen
sibilisierungsangebote von Organisationen wie Dialogue en Route, NCBI oder dem ZIID im 
Unterricht genutzt werden. Zu diesen Angeboten zählt z. B. das Projekt «Likrat» des SIG, 
das dank einer Kooperation des Sportamts mit dem SIG neu auch im Sportbereich umge
setzt wird.  
Schliesslich haben verschiedene kantonale Fachstellen und Ämter mehrjährige Leistungs
verträge mit zivilgesellschaftlichen Organisationen abgeschlossen, um Massnahmen gegen 
(rassistische) Diskriminierung umzusetzen. Neben der Fachstelle Integration, die den Auf
trag zum Betrieb der ZüRAS 2021 für acht Jahre an die öffentlich-rechtliche Anstalt AOZ 
vergeben hat, zählt dazu auch das Amt für Jugend- und Berufsberatung (AJB), welches das 
Angebot «Femmes-Tische» langfristig finanziert. Dabei handelt sich um moderierte Ge
sprächsrunden in verschiedenen Sprachen, in denen unter anderem das Thema Rassismus 
bearbeitet wird. Die Gesundheitsdirektion (GD) wiederum hat eine Leistungsvereinbarung 
mit der Fachstelle für interkulturelle Suchtprävention und Gesundheitsförderung (FISP) ab
geschlossen. Diese bietet mehrsprachige Sensibilisierungsworkshops zu Sucht- und Ge
sundheitsthemen an, die von Schlüsselpersonen aus migrantischen Communities durchge
führt werden und unter anderem den Zusammenhang zwischen Diskriminierungserfahrun
gen und Sucht bzw. Gesundheit behandeln.  

3.5.2.3 Partizipative Einbindung  
Schliesslich werden zivilgesellschaftliche Organisationen vom Kanton auch in strategische 
Planungs- und Umsetzungsprozesse eingebunden – beispielsweise über Gremien oder par
tizipative Mitwirkungsverfahren – mit dem Ziel die Prozesse und ihre Ergebnisse rassismus- 
bzw. diskriminierungssensibel zu gestalten.  
So hat die Gesundheitsdirektion (GD) bei der Konzipierung und Einrichtung der Anlaufstelle 
weibliche Genitalbeschneidung FGMhelp90, die sich an Fachpersonen und Betroffene rich
tet, zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure einbezogen, um sicherzustellen, dass die 
Betroffenen – von denen die meisten eine Migrationsgeschichte aufweisen – von dem An
gebot auch tatsächlich erreicht werden.  

 
89 2020 erhielt zudem das Kollektiv Gruppe Bla*sh auf Empfehlung der Kulturförderungskommission 
einen Förderpreis in Anerkennung der wichtigen Initiative für die Zürcher Kulturlandschaft (RRB Nr. 
5/2020). 
90 Vgl. Startseite – FGMhelp  

https://fgmhelp.ch/
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Die Fachstelle Integration hat zur Bearbeitung des hier behandelten Postulats ein Sounding 
Board eingesetzt, in dem auch Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft mitwirken 
(vgl. die Liste der Mitglieder des Sounding Boards im Anhang, Ziff. 5.1). Die Koordinations
stelle Teilhabe hat eine Befragung bei zivilgesellschaftlichen Organisationen durchgeführt 
und diese in einem Workshop zur Entwicklung von Massnahmen für den Massnahmenplan 
Diskriminierungsschutz (MPD) einbezogen. Weiter ist vorgesehen, dass die Umsetzung des 
übergeordneten MPF wie auch des spezifischen Massnahmenplans gegen Rassismus 
(MPR) von Gremien begleiten werden, in denen auch Vertretende der Zivilgesellschaft Ein
sitz haben.  
Die Fachstelle Kultur hat in den letzten Jahren diverse Personen mit Kompetenzen und Er
fahrungen im Bereich des Diskriminierungsschutzes und der Antirassismusarbeit in die Kul
turförderungskommission gewählt, um die rassismusfreie strategische Ausrichtung der Kul
turförderung und eine entsprechende Gesuchsbeurteilung zu stärken. 
Die Koordinationsstelle Behindertenrechte arbeitet im Rahmen der Umsetzung der UNO-
Behindertenrechtskonvention mit der Behindertenkonferenz Kanton Zürich zusammen, die 
den Aktionsplan Behindertenrechte begleitet (vgl. Unterkapitel 3.6 «Aufbau einer Fachstelle 
gegen Rassismus»).  

3.5.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Die genannten Beispiele belegen, dass im Kanton Zürich im Bereich der Prävention und Be
kämpfung (rassistischer) Diskriminierung bereits vielfältige Formen das Austauschs und der 
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisationen vorhanden sind.  
Die bestehenden Kontakte und Kooperationen bergen viel Potenzial zur Weiterentwicklung, 
insbesondere im Hinblick auf eine noch bessere Einbettung der Aktivitäten in eine kantonale 
Gesamtstrategie (vgl. die Ziele und möglichen Massnahmen im Unterkapitel 3.4 «Präventive 
Massnahmen und Sensibilisierung»). Daneben erscheint auch der Austausch zwischen den 
verschiedenen Verwaltungseinheiten und zwischen den involvierten Organisationen unterei
nander ausbaufähig. Dadurch könnten Synergien genutzt und Erfahrungen in der Zusam
menarbeit mit der Zivilgesellschaft breiter geteilt werden.  
Fachleute sind sich einig, dass partizipative Prozesse für die Entwicklung effektiver Mass
nahmen gegen Rassismus – und Diskriminierung im Allgemeinen – zentral sind. Die Einbin
dung von Personen und Personengruppen, die von Rassismus betroffen sind, gestaltet sich 
oftmals anspruchsvoll, da viele nicht in rechtlich anerkannten oder formal organisierten 
Strukturen vertreten sind. Dies erschwert die Zusammenarbeit mit der Verwaltung, da recht
liche und administrative Grundlagen in der Regel auf Kooperationen mit juristischen Perso
nen ausgerichtet sind. Um dennoch vielfältige Perspektiven einzubeziehen, braucht es er
gänzende Formen der Beteiligung und geeignete Instrumente, die auch weniger formali
sierte Gruppen und Initiativen berücksichtigen.  
Die Fachstelle Integration empfiehlt denn auch, gestützt auf den Expertenbericht und die 
Rückmeldungen des Sounding Boards, Vertretende zivilgesellschaftlicher Organisationen 
und von Betroffenen-Gruppen aktiv in die Planung des MPR einzubeziehen und in die Anti
rassismus-Arbeit des Kantons im Allgemeinen einzubinden. Wie in den Bereichen Gleich
stellung und Behinderung sollte die Mitwirkung der Zivilgesellschaft möglichst dauerhaft ver
ankert werden, z. B. durch die Schaffung eines beratenden Gremiums bzw. einer Anti-
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Rassismus-Kommission oder durch langfristige Kooperationen bei der Umsetzung einzelner 
Massnahmen des MPR (vgl. Unterkapitel 3.6 «Aufbau einer Fachstelle gegen Rassismus»).  
Gestützt auf den Expertenbericht weist die Fachstelle Integration zudem darauf hin, dass 
eine verlässliche und möglichst langfristige finanzielle Unterstützung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen – einschliesslich unabhängiger, von Nicht-Regierungsorganisationen getra
gener Anlauf- und Meldestellen – eine wichtige Voraussetzung für wirkungsvolle Antirassis
musarbeit ist. Sie hilft den Organisationen, die nötigen Kompetenzen aufzubauen bzw. be
stehende Kompetenzen wo nötig zu erweitern und ihre Leistungen für die Betroffenen konti
nuierlich zu verbessern. Ebenfalls wichtig ist die gezielte Förderung von «Empowerment» 
(Massnahmen zur Selbstermächtigung) und «Peer-to-Peer-Ansätzen» (Unterstützung von 
Angehörigen einer Gruppe untereinander) in besonders vulnerablen, strukturell benachtei
ligten und schwer erreichbaren Gruppen wie etwa Roma, Sinti/Manouches oder Jenische.  
Mit Blick auf intersektionale Diskriminierung ist zudem auch die Bedeutung der Zusammen
arbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren mit entsprechender Expertise 
hervorzuheben. Sie können verschiedene Diskriminierungsformen in ihrer Verschränkung 
sichtbar machen und adressieren.  

3.5.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR soll sich an folgenden Zielen orientieren:  

1. Im Kanton Zürich sind zivilgesellschaftliche Organisationen in geeigneter Form in die 
Entwicklung, Überprüfung und Qualitätssicherung von Massnahmen des Massnah
menplans gegen Rassismus (MPR) eingebunden. Ihre Expertise fliesst in die Weiter
entwicklung rechtlicher und administrativer Grundlagen für die Antirassismusarbeit 
ein.  

2. Der Kanton und zivilgesellschaftliche Organisationen arbeiten regelmässig zusam
men, um die Umsetzung des MPR und die Antirassismusarbeit im Allgemeinen wirk
sam zu gestalten. Diese Zusammenarbeit geht über die Finanzierung von Einzelpro
jekten hinaus, stärkt den Wissenstransfer und fördert die Reichweite von Informa
tion, Beratung und Rechtsdurchsetzung.  
 

Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Prüfung und Aufbau verlässlicher Formen der Mitwirkung zivilgesellschaftlicher Or
ganisationen bei der Diskriminierungs- bzw. Rassismusprävention und -bekämpfung 
in der und durch die Verwaltung  

− Weiterführung und Ausbau der Projektförderung zur Rassismusprävention und -sen
sibilisierung; Prüfung von neuen Fördermodellen, insbesondere zur Strukturförde
rung; nachhaltige finanzielle Absicherung der ZüRAS  

− Mandatierung zivilgesellschaftlicher Organisationen für die Entwicklung und Durch
führung von Präventions- und Sensibilisierungsangeboten in verschiedenen Verwal
tungsbereichen  

− Förderung der Nutzung der Angebote seitens der kantonalen Verwaltung bzw. ihrer 
Mitarbeitenden (z. B. durch teilweise Kostenübernahme)  
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− Einbindung zivilgesellschaftlicher Organisationen in rechtliche Analysen, Monitoring
prozesse und Massnahmen zur Weiterentwicklung des Diskriminierungsschutzes  

− Prüfung einer koordinierten Informationskampagne zur Bekanntmachung der ver
schiedenen Beratungs- und Unterstützungsangebote  
 

3.6 Aufbau einer Fachstelle gegen Rassismus  

3.6.1 Erkenntnisse aus dem Expertenbericht91  
Im Postulat wird der Regierungsrat eingeladen, den Aufbau einer Fachstelle gegen Rassis
mus zu prüfen. Weitere Ausführungen – z. B. zum Auftrag, zur Ausgestaltung oder Ansied
lung der Fachstelle – werden nicht gemacht.  
Aus grund- und menschenrechtlicher Sicht fordern sowohl die Europäische Kommission ge
gen Rassismus und Intoleranz (ECRI) als auch der UNO-Ausschuss zur Beseitigung rassis
tischer Diskriminierung (CERD) sogenannte unabhängige Gleichheitsstellen. Gemäss der 
allgemeinen Politikempfehlung Nr. 2 der ECRI sollten diese Stellen durch eine verfassungs
rechtliche Bestimmung oder ein vom Parlament verabschiedetes Gesetz errichtet werden. 
Sie sollten sowohl de jure als auch de facto unabhängig und separate juristische Personen 
ausserhalb der Exekutive und Legislative sein und über die erforderlichen Kompetenzen, 
Befugnisse und Mittel verfügen, um greifbare Fortschritte zu erzielen.  
Der Expertenbericht unterscheidet in Anlehnung an verwaltungs- und organisationswissen
schaftliche Überlegungen folgende Arten von Stellen bzw. Strukturen zur institutionellen 
Verortung und Verankerung der Antirassismusarbeit:  

− Stellen/Strukturen, die für die Politikformulierung zuständig sind und die politische 
Verantwortung tragen (Parlament, Regierung),  

− Stellen/Strukturen, die mit der Umsetzung dieser Politik bzw. der damit einhergehen
den Massnahmen beauftragt sind (Fachstellen, Konferenzen, Arbeitsgruppen etc.),  

− Stellen/Strukturen, welche die Funktion haben, die Durchsetzung der Politik/Mass
nahmen zu gewährleisten (verwaltungsinterne Beschwerdestellen, Aufsichtsbehör
den, Strafuntersuchungsbehörden, Gerichte, Beratungsstellen), sowie  

− solche, die vom Gesetzgeber oder der Exekutive beauftragt sind, die Um- und 
Durchsetzung kritisch und aus einer unabhängigen Perspektive zu begleiten bzw. zu 
kontrollieren (z. B. staatliche Kommissionen, private Organisationen).  
 

Vergleiche mit der Praxis der Antidiskriminierungsarbeit zeigen, dass der menschen- und 
grundrechtliche Auftrag zum Schutz vor (rassistischer) Diskriminierung besonders wirksam 
umgesetzt werden kann, wenn alle genannten Stellen bzw. Strukturen ihre Aufgaben adä
quat wahrnehmen. Damit ist gemeint, dass sie die Politik im Sinne des 

 
91 Vgl. Expertenbericht Naguib, Kapitel 5. Die Quellenangaben aus dem Expertenbericht wurden aus 
Platzgründen nur punktuell in den vorliegenden Bericht übernommen.  
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Diskriminierungsschutzes mitgestalten, die Umsetzung der Gesetze und Vorgaben steuern, 
deren Einhaltung bzw. Durchsetzung sicherstellen sowie die Um- und Durchsetzung kritisch 
kontrollieren und den Austausch mit relevanten Akteurinnen und Akteuren gewährleisten 
(können).  
Da der Fokus des vorliegenden Fachberichts auf der kantonalen Verwaltung bzw. auf deren 
Zuständigkeitsbereich liegt, wird in diesem Unterkapitel nur auf die Funktionen der Umset
zungssteuerung, der Durchsetzungsgewährleistung und des Controllings eingegangen.  
Die Aufgabe der für die Umsetzungssteuerung zuständigen Strukturen ist es,  

− die Verwaltung und Bevölkerung zu informieren und zu sensibilisieren,  

− Vorschläge für (möglichst breit abgestützte) Präventions- und Interventionsmassnah
men innerhalb der Verwaltung zu machen,  

− Schwerpunktprogramme zu entwickeln und umzusetzen,  

− Projekte zu finanzieren,  

− Gesetzgebungsprojekte und wichtige Verwaltungsprojekte auf ihre Konformität mit 
dem Schutz vor Rassismus hin zu überprüfen,  

− die Tätigkeiten der Verwaltung zu koordinieren sowie  

− die Evaluation des Gesetzes zu organisieren.  
 

Die Forschung zeigt, dass dafür zum einen eine zentrale Stelle notwendig ist, die über die 
nötigen Kompetenzen, Befugnisse und Glaubwürdigkeit verfügt, um gegenüber den ver
schiedenen Verwaltungseinheiten wie auch gegenüber externen Akteurinnen und Akteuren 
verbindlich auftreten und die Zusammenarbeit zielgerichtet steuern zu können. Zum ande
ren braucht es in den Regelstrukturen dezentrale Kompetenzstellen, die ebenfalls über die 
nötigen Kompetenzen und Befugnisse verfügen, um eine praxisnahe Übersetzung der Mas
snahmen im jeweiligen Aufgabenbereich zu gewährleisten. Die Bekämpfung des Rassismus 
muss ein sichtbarer Schwerpunkt des Kantons sein, der auch in der Praxis wahrgenommen 
wird.  
Die Durchsetzungsgewährleistung hängt in erheblichem Masse davon ab, ob dafür unab
hängige, zugängliche und wirkmächtige Anlaufstellen zur Verfügung stehen. Dafür hat sich 
der Ansatz der staatlichen Ombudsstelle international bewährt. Der Vorteil einer Ombuds
stelle gegenüber einer allgemeinen, staatlichen Anlaufstelle ist, dass sie von der Verwaltung 
unabhängig agieren kann. Der Nachteil besteht darin, dass die Ombudsstelle keine Zustän
digkeit hat, Diskriminierungen von Seiten Privater zu behandeln. Daher ist es mit Blick auf 
einen grund- und menschenrechtlich fundierten Schutz vor rassistischer Diskriminierung er
forderlich, dass der Staat (subsidiär) ein qualitativ hochstehendes privates Beratungsange
bot gewährleistet.  
Für ein wirksames Controlling der Durchsetzung und Umsetzung des Diskriminierungs
schutzes ist schliesslich eine unabhängige Stelle bzw. ein unabhängiges Gremium, nötig, 
wie es auch die oben zitierten internationalen Kommissionen fordern. Dieses Gremium 
(z. B. eine ausserparlamentarische Kommission) sollte pluralistische zusammengesetzt 
sein, das heisst: in ihre sollten Expertinnen und Experten wie auch Vertretenden der 
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wichtigen gesellschaftlichen Anspruchsgruppen (z. B. Betroffenen-Organisationen) Einsitz 
haben. Mit der Anbindung an die Anspruchsgruppen wird sichergestellt, dass die zentralen 
gesellschaftlichen Akteure über alle institutionell-organisatorischen Vorkehrungen auf ange
messene Weise in die Umsetzung der diversen Aufgaben involviert werden.  

3.6.2 Aktuelle Situation im Kanton Zürich  
Wie die Ausführungen in den vorangehenden Unterkapiteln 3.1 bis 3.5 aufgezeigt haben, 
existiert innerhalb der kantonalen Verwaltung eine Vielzahl von Stellen, die sich im engeren 
oder weiteren Sinne mit der Prävention und Bekämpfung von (rassistischer) Diskriminierung 
befassen.  
Zu den kantonalen Stellen, die einen expliziten Auftrag im Bereich Diskriminierungsschutz 
haben, zählen neben den im Postulat erwähnten Fachstellen Integration und Gleichstellung 
die Koordinationsstelle Teilhabe, der Fachstelle Religion (alle JI), die kantonale Fachstelle 
Fahrende der Baudirektion sowie die im Kantonalen Sozialamt (KSA) der Sicherheitsdirek
tion (DS) angesiedelte Koordinationsstelle für Behindertenrechte.  
Zu den kantonalen Einrichtungen, die im Rahmen ihres jeweiligen Fachauftrags wichtige 
Beiträge zur Rassismusprävention und -bekämpfung leisten, gehören die Fachstelle «Brü
ckenbauer» der zur DS gehörenden Kantonspolizei Zürich, der Gewaltbeauftragte im schuli
schen Umfeld der Bildungsdirektion (BI), die Fachstelle für betrieblichen Gesundheitsschutz 
des Amts für Wirtschaft (AWI) der Volkswirtschaftsdirektion (VD).  
Zusätzlich zu diesen innerhalb der Verwaltung angesiedelten Stellen finanziert der Kanton 
zusammen mit der Stadt Zürich die unabhängige Anlauf- und Beratungsstelle ZüRAS, zu 
deren Dienstleistungen auch die Vernetzung mit relevanten Akteurinnen und Akteuren im 
Bereich Rassismus gehört. Mit der kantonalen Ombudsstelle unterhält der Kanton zudem 
eine unabhängige Stelle, an die sich Personen wenden können, die Beschwerden betref
fend kantonale Behörden vorbringen möchten.  
Die Fachstelle Integration nimmt gemeinsam mit der Stadt Zürich eine Koordinationsfunk
tion zwischen den rassismusspezifischen Anlauf- und Meldestellen im Kanton wahr. Im Kon
text der Erarbeitung des Massnahmenplans gegen Diskriminierung (MPD) wurde zudem 
eine enge Zusammenarbeit zwischen der Koordinationsstelle Teilhabe, den Fachstellen In
tegration und Gleichstellung und weiteren auf den Diskriminierungs- und Gleichstellungsthe
men spezialisierten Stellen etabliert, auf der bei der Umsetzung des MPD wie auch des 
Massnahmenplans gegen Rassismus (MPR) aufgebaut werden kann.  
Bereits weit fortgeschritten ist die Institutionalisierung der Zusammenarbeit über die Direkti
onen und Ämter hinweg wie auch mit der Zivilgesellschaft und der Politik im Behindertenbe
reich. Hier setzt die Koordinationsstelle Behindertenrechte in Zusammenarbeit mit der Be
hindertenkonferenz Kanton Zürich (BKZ)92 seit 2019 das Mitwirkungsmodell «Partizipation 
Kanton Zürich» um. Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen wirken im Rahmen 

 
92 Die BKZ ist die Dachorganisation für Menschen mit Behinderung, deren Organisationen und Insti
tutionen im Kanton Zürich. Sie leitet das Mitwirkungsmodell und sorgt gemeinsam mit der Koordinati
onsstelle Behindertenrechte dafür, dass die vielfältigen Perspektiven von Menschen mit Behinderun
gen vertreten sind. In thematischen Arbeitsgruppen erarbeiten Betroffene Anliegen, priorisieren diese 
und bringen ihre Sichtweisen aktiv in politische Prozesse und in den Aktionsplan Behindertenrechte 
ein. Das Modell wird laufend weiterentwickelt und evaluiert.  
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dieses Modells systematisch an der Umsetzung der UNO-Behindertenrechtskonvention 
(UNO-BRK) mit. Um die Zusammenarbeit in und mit der Verwaltung zu fördern, führt der 
Kanton jährlich eine Partizipationskonferenz durch, an der Vertretende aus der Verwaltung 
sowie von «Partizipation Kanton Zürich» aktiv beteiligt sind. Die Konferenz dient dem Aus
tausch über Fortschritte, Herausforderungen und Prioritäten bei der Umsetzung der UNO-
BRK. Ergänzend arbeiten thematische Delegationen (z. B. zu Bildung, Justiz oder digitale 
Barrierefreiheit) gemeinsam mit Fachstellen der Verwaltung an konkreten Fragestellungen.93 
Um ihn bei der Umsetzung der Gleichstellungspolitik zu unterstützen hat der Regierungsrat 
1994 die Gleichstellungskommission eingesetzt. Sie ist bei der Fachstelle für Gleichstellung 
angesiedelt und berät den Regierungsrat in Fragen der Gleichstellung der Geschlechter. 
Die Kommission ist interdisziplinär zusammengesetzt – mit Vertreterinnen und Vertretern 
aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft, Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisati
onen – und bearbeitet eigene Schwerpunktthemen. Die Geschäftsführung liegt bei der 
Fachstelle für Gleichstellung. Als dauerhaft institutionalisiertes Gremium wirkt die Kommis
sion kontinuierlich an der Weiterentwicklung der kantonalen Gleichstellungspolitik mit.94  
Die Integrationsförderung bzw. Umsetzung der KIP wird von einem strategischen (Arbeits
gruppe Flüchtlingsintegration) und einem Fachgremium (KIP-Begleitgremium) begleitet (vgl. 
RRB Nr. 470/2021). In ersterem sind sämtliche relevanten kantonalen Ämter, in letzterem 
verschiedener Ämter, kommunale Integrationsförderstellen und Nicht-Regierungsorganisati
onen vertreten.  

3.6.3 Herausforderungen und Optimierungspotenzial  
Die Ausführungen im vorangehenden Abschnitt wie auch im gesamten Kapitel 3 belegen, 
dass der Schutz vor (rassistischer) Diskriminierung im Kanton Zürich ein wichtiges Quer
schnittsthema darstellt, das von diversen Stellen innerhalb und ausserhalb der Verwaltung 
bearbeitet wird. Ansätze zur Institutionalisierung sind vorhanden, bedürfen jedoch der Wei
terentwicklung, insbesondere mit Blick auf die Zuständigkeit, Koordination und Kooperation 
innerhalb der Verwaltung.  
Mit der ZüRAS verfügt der Kanton Zürich zwar über eine unabhängige Anlauf- und Bera
tungsstelle für Rassismus-Betroffene, die im Rahmen ihres Auftrags auch Vernetzungsar
beit leistet. Eine zentrale verwaltungsinterne Stelle, welche ämterübergreifend die Themen
hüterschaft für Antirassismusfragen wahrnimmt, strategische Impulse setzt, die Koordination 
der Antirassismusarbeit sicherstellt und Synergien zwischen den Ämtern identifiziert, wurde 
bisher jedoch nicht mandatiert. Auch gibt es nicht in allen Ämtern fixe Stellen bzw. An
sprechpersonen, die für das Thema Rassismus oder Diskriminierung im weiteren Sinne in 
ihrem Zuständigkeitsbereich verantwortlich sind. Daneben erschweren auch die fehlenden 
institutionellen Berührungspunkte der bestehenden Stellen bzw. Ansprechpersonen sowie 
die dezentrale Organisation wichtiger Prozesse – insbesondere im HR-Bereich – die Etab
lierung einer kantonsübergreifenden Antirassismus-Strategie.  
Basierend auf dem Expertenbericht und ihren eigenen Erfahrungen hält die Fachstelle In
tegration fest, dass das Thema rassistische Diskriminierung verbindlich und dauerhaft in al
len relevanten Verwaltungseinheiten verankert werden muss, wenn die 

 
93 Vgl. Informationsblatt_Partizipation_Kanton_Zürich  
94 Vgl. Die Gleichstellungskommission | Kanton Zürich  

https://www.bkz.ch/fileadmin/bkz.ch/public/Partizipation_Kanton_Zuerich/2023_Informationsblatt_Partizipation_Kanton_Zuerich.pdf
https://www.zh.ch/de/direktion-der-justiz-und-des-innern/fachstelle-gleichstellung/gleichstellungskommission.html
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Rassismusprävention und -bekämpfung wirksam und nachhaltig umgesetzt werden soll. 
Dies erfordert neben der Benennung klarer dezentraler Zuständigkeiten auch das Setzen 
gemeinsamer Ziele und die verbindliche strategische Steuerung der Zielerreichung durch 
eine zentrale Stelle bzw. Struktur. So können die Grenzen zwischen den Verwaltungsberei
chen überwunden, die unterschiedlichen Erscheinungsformen (rassistischer) Diskriminie
rung und ihr Zusammenwirken gesamthaft analysiert und umfassend angegangen werden 
(intersektionale Perspektive).  
Dabei betont die Fachstelle Integration – gestützt durch das Sounding Board und die Pra
xiserfahrungen –, dass die weiterführende Institutionalisierung der Antirassismusarbeit in 
der kantonalen Verwaltung auf die oben skizzierten Art und Weise nicht zwingend in den 
Aufbau einer neuen Fachstelle münden muss. Auch andere Modelle sind denkbar und zu 
prüfen, beispielsweise die Mandatserweiterung einer bestehenden Stelle und deren Aus
stattung mit zusätzlichen Ressourcen und/oder der Aufbau eines ämterübergreifenden Ko
ordinations- und Steuergremiums. Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Verankerung der 
Antirassismusarbeit als Querschnittthema in den Verwaltungseinheiten ein längerfristiger 
Prozess ist. Er sollte überdies so gestaltet werden, dass im Rahmen von Pilotprojekten 
auch innovative Ansätze erprobt werden können.  
Schliesslich hebt das Sounding Board auch die zentrale Bedeutung partizipativer Strukturen 
hervor, mit denen zivilgesellschaftliche, politische und wissenschaftliche Perspektiven in die 
Entwicklung, Umsetzung und in das Controlling von Strategien und Massnahmen zur Ras
sismusbekämpfung und -prävention einbezogen werden können. Besonders wichtig ist da
bei, dass auch Vertretenden von Betroffenen-Gruppen in die Beteiligungs- und Kontroll
strukturen eingebunden sind (vgl. Unterkapitel 3.5 «Stärkere Unterstützung zivilgesellschaft
licher Organisationen»). Die Fachstelle Integration teilt diese Haltung und empfiehlt dem 
Regierungsrat, das Anliegen in der Ausarbeitung des Massnahmenplans gegen Rassismus 
(MPR) nach Möglichkeit mitzuberücksichtigen.  

3.6.4 Ziele und mögliche Massnahmen für den MPR  
Der MPR soll sich an folgenden Zielen orientieren:  

1. Die Zürcher Kantonsverwaltung verfügt über eine tragfähige institutionell-organisato
rische Struktur, welche die Antirassismusarbeit (gegebenenfalls auch die gesamte 
Antidiskriminierungsarbeit) im Zuständigkeitsbereich der Verwaltung koordiniert, be
gleitet und evaluiert sowie strategisch steuert und weiterentwickelt.  

2. Rassismusprävention und -bekämpfung sind als Querschnittsaufgaben in den Ver
waltungsbereichen verankert («Mainstreaming»). Die Zuständigkeiten sind geklärt. 
Die zuständigen Stellen sorgen dafür, dass die sie betreffenden Massnahmen des 
Massnahmenplans gegen Rassismus (MPR) so gut wie möglich umgesetzt werden.  
 

Mögliche Massnahmen zur Zielerreichung sind:  

− Stärkung und verbindlichere Vernetzung der im Bereich Antirassismus bzw. Antidis
kriminierung bestehenden Stellen/Strukturen innerhalb der Verwaltung, um eine ko
härentere, mehrdimensionale Rassismusprävention und -bekämpfung sicherzustel
len  
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− Prüfung geeigneter Modelle für die Weiterentwicklung der bestehenden Strukturen 
im Sinne des obgenannten Ziels 1; Auswahl und schrittweiser Aufbau des am besten 
geeigneten Modells  

− Schaffung eines begleitenden Gremiums (Fachgruppe, Kommission) für die Entwick
lung und Umsetzung des MPR, in welchem auch Betroffenen-Gruppen vertreten 
sind  

− Stärkung des Mandats von ZüRAS als zentrale Anlaufstelle für Rassismus-Be
troffene, inklusive fallbezogene Präventionsarbeit  
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4 Fazit  
Im vorliegenden Fachbericht zuhanden des Regierungsrates des Kantons Zürich hat die 
Fachstelle Integration die im Postulat 92/2023 «Kantonaler Massnahmenplan gegen Rassis
mus» vorgeschlagenen sechs Massnahmen vor den Hintergrund der aktuellen Situation im 
Kanton Zürich geprüft und Vorschläge für Ziele und Massnahmen entwickelt, an denen sich 
die Erarbeitung des vom Postulat geforderten und vom Regierungsrat mit RRZ 5b ange
strebten MPR aus ihrer Sicht orientieren sollte.  
Die Ausführungen im Fachbericht machen deutlich, dass der Kanton Zürich bei allen vom 
Postulat vorgeschlagenen Massnahmen bzw. in allen zugehörigen Handlungsfeldern bereits 
vielfältige Anstrengungen unternimmt, um das völker- und verfassungsrechtliche Verbot ras
sistischer Diskriminierung in seinem Zuständigkeitsbereich um- und durchzusetzen. Gleich
zeitig zeigt der Fachbericht aber auch, dass in allen Handlungsfeldern noch Herausforde
rungen bestehen bzw. Optimierungspotenzial vorhanden ist.  
Verbesserungspotenzial ortet der Bericht insbesondere bei  

− der konsequenten Anwendung und Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen 
zum Schutz vor (rassistischer) Diskriminierung,  

− der Zugänglichkeit und Verbindlichkeit der bestehenden Meldestrukturen für Rassis
mus-Vorfälle und rassistisch motivierte Straftaten,  

− der Schaffung einer verlässlichen Datengrundlage für die Sichtbarmachung und Be
kämpfung von Rassismus in allen Lebensbereichen,  

− der systematischen Verankerung von Rassismusprävention und -sensibilisierung in 
allen Verwaltungsbereichen,  

− der strukturellen Einbindung und verlässlichen Unterstützung der Zivilgesellschaft in 
die bzw. in ihrer Antirassismusarbeit  

− sowie der Koordination und institutionellen Verankerung der Antirassismusarbeit in 
der Verwaltung.  
 

Ziel des MPR ist es, das vorhandene Optimierungspotenzial bestmöglich auszuschöpfen. 
Im Rahmen des MPR sollen die genannten Herausforderungen Schritt für Schritt angegan
gen werden. Er soll die bestehenden Massnahmen zu einer direktionsübergreifenden Stra
tegie bündeln und neue Massnahmen prüfen.  
Die für die untersuchten Massnahmen bzw. die zugehörigen Handlungsfelder formulierten 
Ziele und möglichen Massnahmen (für eine Übersicht siehe Anhang, Ziff. 5.2) bilden den 
Orientierungsrahmen für die konkrete Ausgestaltung des MPR. Diese soll unter Einbezug 
der relevanten Stellen innerhalb und ausserhalb der Verwaltung erfolgen. Die enge Abstim
mung mit dem Massnahmenplan Diskriminierungsschutz (MPD) soll überdies sicherstellen, 
dass der Mehrdimensionalität des Phänomens Diskriminierung konsequent Rechnung ge
tragen wird.  
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5 Anhang  

5.1 Liste Mitglieder Sounding Board  
 

Name  Organisation / Funktion  

Mandy Abou Shoak  Kantonsrätin SP  

Sonja Rueff-Fränkel  Kantonsrätin FDP  

Monica Sanesi Muri  Kantonsrätin GLP  

Tarek Naguib  humanrights.ch, Rechtsexperte   

Hannan Salamat,  
Beatrice Frei Guélat  

Zürcher Institut für interreligiösen Dialog (ZIID), Programm- und Fach
verantwortliche mit Schwerpunkt Islam bzw. Geschäftsleiterin  

Philip Bessermann Stiftung gegen Rassismus und Antisemitismus (GRA), Geschäftsleiter  

Sandra King Savic Universität Zürich (UZH), Moderne Osteuropastudien, Post-Doktoran
din und Dozentin  

Michael Bischof Stadt Zürich, Fachstelle Diversität, Integration, Antirassismus (DIA), 
Stellvertretender Leiter DIA, Leiter Projektgruppe Rassismus im Öf
fentlichen Raum    

Marisa Beier Direktion der Justiz und des Innern, Generalsekratariat, Rechtsdienst, 
Juristische Mitarbeiterin  

Rachel Huber Direktion der Justiz und des Innern, Koordinationsstelle Teilhabe,  
Projektleiterin Massnahmenplan Diskriminierungsschutz (MPD) 

 

5.2 Ziele und Massnahmen (Überblick)  
Siehe Tabelle in der Beilage.  
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